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Geſetz- Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 14. ——— 


(Fr. 3544.) Geſetz, betreffend die Zuſaͤtze zu der Verordnung vom 3. Januar 1849. uͤber 
die Einfuͤhrung des muͤndlichen und oͤffentlichen Verfahrens mit Geſchwo— 
tenen in Unterſuchungsſachen. Vom 3. Mai 1852, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 


Nachdem beide Kammern die von Uns auf Grund des Art. 105. der 
Verfaſſungs-Urkunde vom 5. Dezember 1848. erlaſſene Verordnung vom 
3. Januar 1849., uͤber die Einfuͤhrung des mündlichen und öffentlichen Ver— 
fahrens mit Geſchworenen in Unterſuchungsſachen, nachtraͤglich genehmigt, zu⸗ 
gleich aber mehrere, dieſe Verordnung theils ergaͤnzende, theils abaͤndernde zu⸗ 
ſätzliche Beſtimmungen vorgeſchlagen haben, fo ertheilen Wir dieſen Vorſchlaͤ— 
gen Unſere Zuſtimmung, und verordnen demgemaͤß, was folgt: 


Zu $$. 1. bis 11. der Verordnung. 


Artikel 1. . 

Die Staatsanwaltſchaft iſt befugt, alle ihr erforderlich ſcheinenden An— 
träge zu ſtellen, welche auf die Vorbereitung, die Einleitung und Fuͤhrung der 
Unterſuchung, auf die gerichtlichen Verfuͤgungen und Beſchluͤſſe in derſelben, 
ſowie auf die Strafvollſtreckung Bezug haben. 

Handelt es ſich um eine erhobene Beſchwerde, ſo muß die Staatsan— 
waltſchaft bei dem Gerichte, welches tiber die Beſchwerde zu befchließen hat, 
auf ihr Verlangen mit ihrem ſchriftlichen oder muͤndlichen Antrage gehoͤrt wer— 
den; das Gericht kann auch der Staatsanwaltſchaft die Beſchwerde zur 
Stellung eines ſchriftlichen Antrages von Amtswegen vorlegen laſſen. 

Vor Erlaſſung eines Beſchluſſes uͤber die Freilaſſung eines Verhafteten 
in den Fallen des F. 13. der Verordnung muß die Staatsanwaltſchaft mit 
ihrem Antrage gehoͤrt werden. 

Die Staatsanwaltſchaft hat das Recht, auch im Intereſſe des Angeklag— 
ten Rechtsmittel einzulegen. 
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Artikel 2. 

Der Gerichtsſtand ift gleichmäßig begründet: 

1) bei dem Gerichte des Sprengels, in welchem die ſtrafbare Handlung 
begangen iſt, und wenn ſie im Auslande begangen iſt, bei demjenigen 
inlaͤndiſchen Gerichte, welches dem Orte der That zunaͤchſt belegen iſt. 
Gehören mehrere Handlungen zum Thatbeſtande, und find diefelben in 
verſchiedenen Sprengeln begangen, ſo iſt das Gericht eines jeden dieſer 
Sprengel kompetent; 

2) bei dem Gerichte des Sprengels, in welchem der Beſchuldigte wohnt, 
oder ſich gewoͤhnlich aufhaͤlt, und wenn derſelbe im Inlande keinen Wohn⸗ 
ſitz oder gewoͤhnlichen Aufenthaltsort hat, bei dem Gerichte, in deſſen 
Sprengel er ſich auch nur voruͤbergehend aufhaͤlt; 

3) bei dem Gerichte des Sprengels, in welchem der Beſchuldigte ergrif— 
fen wird. 0 


Artifel 3. 


Konnexe ſtrafbare Handlungen (Art. XXII. des Einfuͤhrungsgeſetzes zum 
Strafgeſetzbuche) koͤnnen zur gleichzeitigen Unterſuchung und Entſcheidung vor 
das Gericht gebracht werden, bei welchem der Gerichtsſtand in Anſehung einer 
derſelben begruͤndet iſt, unbeſchadet der Beſtimmungen des Artikels XXI. des 
Einfuͤhrungsgeſetzes zum Strafgeſetzbuche. 


Artikel 4. 


Sind mehrere Gerichtsſtaͤnde begruͤndet, ſo erfolgt die Unterſuchung und 
Entſcheidung durch dasjenige Gericht, bei welchem die Staatsanwaltſchaft zu 
dieſem Behufe den erſten, wenn auch nur auf vorlaͤufige Ermittelungen gerich— 
teten Antrag geſtellt hat. 

So lange jedoch ein Erkenntniß erſter Inſtanz nicht ergangen iſt, kann 
das zunaͤchſt hoͤhere Gericht, deſſen Gerichtsbarkeit ſich uͤber die verſchiedenen 
an ſich kompetenten Gerichte erſtreckt, die Sache an dasjenige derſelben zur Un— 
terſuchung und Entſcheidung verweiſen, welches wegen der uͤberwiegenden Wich— 
tigkeit oder der Zahl der in deſſen Sprengel begangenen ſtrafbaren Handlungen, 
oder wegen der Zahl der tiber dieſelben zu vernehmenden Zeugen, oder ſonſt 
zur Erleichterung des Verfahrens als das geeignetste erſcheint. 


Artikel 5. 


Die Einrede der Inkompetenz, welche auf die Örtliche Begrenzung des 
Gerichtsbezirks gegründet iſt (Art. 2. bis 4.), muß bei Verluſt derſelben von 
dem Beſchuldigten bei feiner erſten Vernehmung über die Beſchuldigung und, 
falls die Vernehmung erſt bei der Hauptverhandlung erfolgt, vor dem Beginne 
des Beweisverfahrens geltend gemacht werden. 

In der Vorunterſuchung wird daruͤber im Beſchwerdewege definitiv ent— 
ſchieden. Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde iſt die im H. 12. der Ver⸗ 
ordnung beſtimmte. Daſſelbe gilt, wenn die Einrede in der Hauptverhandlung 
vorgebracht und fuͤr gerechtfertigt erachtet wird. Wird ſie verworfen, ſo kann 
s dieſer 
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dieſer Beſchluß nur zugleich mit der Entſcheidung in der Hauptſache angefoch⸗ 
ten werden. 

Von Amtswegen kann eine Inkompetenz-Erklaͤrung dieſer Art (Art. 
2—4.) nicht mehr ausgeſprochen werden, nachdem uͤber die Eroͤffnung der Un⸗ 
terſuchung Beſchluß gefaßt iſt. 

Artikel 6. 

Nach eroͤffneter Unterſuchung darf eine Inkompetenz Erklaͤrung nicht 
aus dem Grunde erfolgen, weil die That eine Geſetzes-Uebertretung geringerer 
Art enthalte, als derjenigen, welche der Kompetenz des Gerichts zunaͤchſt uͤber— 
wieſen iſt. 

Artikel 7. 

Findet das Gericht dagegen, daß die That, welche den Gegenſtand der 
Verhandlung bildet, eine ſeine Kompetenz uͤberſchreitende ſtrafbare Handlung 
darſtellt, ſo muß es ſeine Inkompetenz durch Erkenntniß ausſprechen. 

In den Gruͤnden deſſelben muͤſſen die Thatſachen, welche den Gegen— 
ſtand der Verhandlung bilden, ſowie das Ergebniß der in der betreffenden 
Sitzung vorgebrachten Beweismittel in ſoweit aufgenommen werden, als ſie 
auf die Kompetenz von Einfluß ſind. 

S Artikel 8, Ñ 

Gegen das Erkenntniß find die gewöhnlichen Rechtsmittel zuläffig. 

Artikel 9, 

Wenn die Inkompetenz des Polizeirichters rechtskräftig ausgeſprochen 
iſt, ſo kann die Eroͤffnung der Unterſuchung von der Gerichtsabtheilung nicht 
aus dem Grunde verweigert werden, weil die That eine Uebertretung enthalte. 

Iſt durch ein rechtskraͤftiges Erkenntniß die Inkompetenz der Gerichts- 
abtheilung deshalb ausgefprochen, weil die That ein Verbrechen darſtelle, fo 
vertritt dieſes Erkenntniß die Stelle der vorlaͤufigen Verſetzung in den Anklage⸗ 
ſtand. (Verordnung F. 78.) 

Liegt ein rechtskraͤftiges Erkenntniß uͤber die Inkompetenz der Gerichts: 
abtheilung vor, und iſt der Anklageſenat der Anſicht, daß die Sache nicht vor 
das Schwurgericht gehoͤre, ſo iſt der negative Kompetenzkonflikt durch das 
Ober-Tribunal zu erledigen. 


Artikel 10. 


In allen Faͤllen, wo die Kompetenz von der rechtlichen Beurtheilung 
der That abhängt, iſt die von dem Ober-Tribunale über die Rechtsfrage er: 
laſſene Entſcheidung, auch wenn ſie im Beſchwerdewege ergangen iſt, fuͤr die 
fernere Verhandlung und Entſcheidung der Sache in der Ark maaßgebend, daß 
die That, welche den Gegenſtand der Beſchuldigung bildet, als innerhalb der 
Kompetenz desjenigen Gerichts liegend betrachtet werden muß, welchem die 
Sache zugewieſen iſt. 

(Nr. 3544.) 29 * Zu 
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Artikel 11. 


Die Beſchwerde findet gegen alle gerichtlichen Verfuͤgungen und Be: 
ſchluͤſſe Statt, inſofern fie nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt. 


Artikel 12. 

Die Beſchwerde folgt dem Inſtanzenzuge der gegen Erkenntniſſe in den 
betreffenden Sachen zulaͤſſigen Rechtsmittel, wenn nicht ein Anderes ausdruͤck— 
lich beſtimmt iſt. 

Gegen Verfuͤgungen und Beſchluͤſſe, welche in den zur Kompetenz der 
Schwurgerichtshöfe gehörigen Sachen außerhalb der Hauptverhandlung erlaffen 
werden, geht die Beſchwerde zunaͤchſt an das Appellationsgericht. 


Artikel 13. 


Die Beſchwerde an das Ober-Tribunal iſt nur dann zuläffig, wenn die 
Verfügung oder der Beſchluß aus Rechtsgruͤnden angefochten wird. 

Mit dieſer Beſchraͤnkung findet ſie auch in den Fällen der $$. 12. 13. 
72. 78. 131. 154. der Verordnung Statt. 


Artikel 14. 

Die Beſchwerde iſt außer den im Geſetze ausdruͤcklich bezeichneten Fällen 
an keine Friſt gebunden. Iſt eine Friſt beſtimmt, ſo gilt dieſelbe auch fuͤr die 
Beſchwerde an das Ober-Tribunal. 

Artikel 15. 


Gegen den Beſchluß, durch welchen eine Unterſuchung eroͤffnet wird, ſteht 
dem Angeklagten keine Beſchwerde zu. 


Artikel 16. 


Wenn die Beſchwerde gegen einen Beſchluß, durch welchen der Antrag 
auf Eröffnung der Unterſuchung zuruͤckgewieſen iſt, für begründet erachtet wird, 
ſo iſt der foͤrmliche Beſchluß auf Eroͤffnung der Unterſuchung von dem Gerichte 
zu erlaſſen, welches uͤber die Beſchwerde entſcheidet. 


Artikel 17. 


Hinſichtlich der Beſchwerden, welche die Disziplin, den Geſchaͤftsbetrieb 
oder Verzoͤgerungen betreffen, wird an den Beſtimmungen des dritten Abſatzes 
im H. 35. der Verordnung vom 2. Januar 1849. nichts geaͤndert. 


Statt H. 15. der Verordnung. 


Artikel 18. i 
Ausgeſchloſſen von dem Zutritte zu den öffentlichen Verhandlungen ſind 
unbetheiligte Perſonen, welche unerwachſen ſind, oder welche ſich nicht im Voll— 
genuſſe der bürgerlichen Ehre befinden. 


Die 
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Die Oeffentlichkeit kann für die ganze Hauptverhandlung oder für einen 
Theil derſelben ausgeſchloſſen werden, wenn ſie der Ordnung oder den guten 
Sitten Gefahr droht. 

Bei Muͤnzverbrechen und Muͤnzvergehen iſt die Oeffentlichkeit ſtets aus— 
geſchloſſen. 


Artikel 19. 


Der Beſchluß uͤber die Ausſchließung der Oeffentlichkeit wird, nachdem 
die Staatsanwaltſchaft und der Angeklagte in nicht Öffentlicher Süzung gehört 
worden find, von dem erkennenden Gerichte erlaſſen und öffentlich verkündet. 

Der Vorſitzende iſt gleichwohl befugt, einzelnen unbetheiligten Perſonen 
den Zutritt zu gewaͤhren. 


Zu H. 16. der Verordnung. 
Artikel 20. 
Als Vertheidiger koͤnnen nur auftreten: 


1) n welche zur Praxis bei Preußiſchen Gerichtshoͤfen berech— 
tigt ſind; 
2) die an Preußiſchen Univerſitaͤten habilitirten Doktoren der Rechte; 
3) Referendarien und Auskultatoren mit Genehmigung des Vorſtandes des 
Gerichts, bei welchem ſie beſchaͤftigt ſind; 
4) andere Perſonen nur mit beſonderer Genehmigung des Gerichts, Staats— 
beamte außerdem nur mit Bewilligung ihrer vorgeſetzten Dienſtbehoͤrde. 
Als Vertreter koͤnnen außer denjenigen, welche als Vertheidiger auf⸗ 
treten können, auch noch diejenigen großjaͤhrigen Maͤnner auftreten, welche nach 
den Geſetzen vermuthete Vollmacht haben, inſofern ſie ſich im Vollgenuſſe der 
buͤrgerlichen Ehre befinden. 


Artikel 21. 


Zur Verhandlung vor dem Schwurgerichte muß dem wegen Verbrechens 
Angeklagten ein Vertheidiger von Amtswegen zugeordnet werden. Jedoch 
bleibt dem Angeklagten vorbehalten, ſich demnaͤchſt des Beiſtandes eines anderen 
zulaͤſſigen Vertheidigers zu bedienen. 

In anderen Fällen hat der Angeklagte kein Recht, die Zuordnung eines 
Vertheidigers zu verlangen. Das Gericht kann aber einem darauf gerichteten 
Antrage Statt geben. 


Artikel 22. 


Die Guͤltigkeit der Hauptverhandlung iſt in keinem Falle dadurch bedingt, 
daß die Vertheidigung des Angeklagten durch den gewaͤhlten oder zugeordneten 
Vertheidiger wirklich gefuͤhrt werde, wenn nur in dieſer Beziehung von Gerichts— 
wegen den geſetzlichen Vorſchriften genuͤgt worden iſt. 

. Erachtet das Gericht die Vertagung der Hauptverhandlung in Folge 
einer dem Vertheidiger zur Laſt fallenden Verſchuldung fuͤr nothwendig, ſo u 
(Nr. 28140 em⸗ 
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demſelben auch der Erſatz der durch die Erneuerung des Verfahrens erwachſenen 
Koſten im Disziplinarwege auferlegt werden. 


Artikel 23. 


Die Vertretung eines nicht erſchienenen Angeklagten findet, ſelbſt zur 
Ausfuͤhrung des Rechtspunktes, nur in Unterſuchungen wegen Uebertretungen 
und wegen ſolcher Vergehen Statt, die blos mit Geldbuße bedroht ſind. 

Das Gericht hat ſtets die Befugniß, das perſoͤnliche Erſcheinen des An— 
geklagten zu verordnen und denſelben zu dieſem Zwecke noͤthigenfalls zwangs— 
weiſe vorfuͤhren zu laſſen. 

An den Vorſchriften der $$. 134. 145. und 147. der Verordnung wird 
durch die Beſtimmungen dieſes Artikels und des Artikels 21. nichts geaͤndert. 


Zu $$. 19 — 22. der Verordnung. 
Artikel 24. 


Mitglieder des Koͤniglichen Hauſes und der beiden Hohenzollernſchen 
Fuͤrſtenhaͤuſer werden in ihrer Wohnung vernommen. 

Die Eidesformel wird ihnen von dem mit der Vernehmung beauftragten 
Richter vorgeleſen und zur eigenhaͤndigen Unterſchrift vorgelegt. 

Zur Hauptverhandlung werden ſie nicht vorgeladen, ſondern es ſoll ſtatt 
deſſen ihre protokollariſche Ausſage verleſen werden. 


Artikel 25. 

Ueber die Thatſachen, welche fuͤr die Entſcheidung von Erheblichkeit ſind, 
muͤſſen die Perſonen, welche daruͤber Auskunft geben oh der Regel nach 
muͤndlich vernommen werden. Inſoweit es jedoch auch außer den Faͤllen der 
$$. 19. und 21. der Verordnung und des Art. 24. zur Aufklärung der Sache 
als nothwendig oder dienlich erſcheint, iſt das Gericht befugt, auf den Antrag 
der Staatsanwaltſchaft, des Angeklagten oder von Amtswegen die Vorleſung 
eines jeden Schriftſtuͤckes anzuordnen. 

Artikel 26. 

Wenn über einen und denſelben Umſtand von dem Angeklagten mehrere 
Zeugen vorgeſchlagen find, fo unterliegt der Prüfung und Beſtimmung des 
Gerichts auch die Zahl der davon vorzuladenden Zeugen. 

Welche Zeugen vorgeladen ſind, iſt dem Angeklagten bekannt zu machen. 
Demſelben bleibt unbenommen, auf ſeine Koſten andere Zeugen in der Sitzung 
zu geſtellen. Die H. 31. und 52. der Verordnung werden hiernach abgeändert. 


Artikel 27. 

Wenn ein Angeklagter, ein Zeuge oder ein Geſchworener der deutſchen 
Sprache nicht maͤchtig iſt, ſo muß bei der Verhandlung ein von dem Gericht 
oder deſſen Vorſitzenden von Amtswegen ernannter vereidigter oder zu vereidi— 
rm Dolmetſcher zugezogen werden. Derſelbe darf nicht aus der Zahl der 

eugen oder der bei dem Gerichte mitwirkenden Perſonen genommen werden. 
In 
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In Unterſuchungen wegen Uebertretungen bedarf es der Zuziehung eines 
Dolmetſchers nicht, wenn der Richter oder der Gerichtsſchreiber der fremden 
Sprache maͤchtig iſt. E 


Artikel 28. 


Das Gericht kann den Angeklagten im Laufe der Verhandlung bei der 
Vernehmung einzelner Zeugen oder etwaiger Mitangeklagten einſtweilen aus 
dem Sitzungsſaale abtreten laſſen; es muß aber die Vernehmung, und zwar 
die der Zeugen vor ihrer Vereidung, in Gegenwart des Angeklagten wieder— 
holt werden. 


Artikel 29. 


Kein erheblicher Umſtand und kein Beweismittel darf blos aus dem 
Grunde unberuͤckſichtigt bleiben, weil dem Angeklagten oder der Staatsanwalt— 
ſchaft davon nicht vor der Verhandlung oder nicht fruͤhzeitig genug Kenntniß 
gegeben ſei; vorbehaltlich der Befugniß des Gerichts, eine Vertagung zu ver: 
ordnen, wenn dieſelbe zur beſſeren Vorbereitung der Vertheidigung oder der 
Ueberfuͤhrung als nothwendig erſcheint. 


Artikel 30. 


Gegenſtand der Hauptverhandlung und Entſcheidung ſind nicht blos die 
Thatſachen, welche in der Anklage erwahnt find, ſondern auch die naheren Um⸗ 
ftande, von welchen dieſelben begleitet waren, und zwar ſelbſt dann, wenn fie, 
verbunden oder vereinzelt, von einem Geſichtspunkte aus als ſtrafbar erſcheinen, 
unter welchen ſie die Anklage nicht gebracht hat. Faͤlle, wo die That ſich als 
eine Geſetzesverletzung einer anderen, ſelbſt ſchwereren Gattung darſtellt, ſind 
nicht ausgeſchloſſen. 

Das Gericht hat jedoch, wenn es mit Ruͤckſicht auf die veraͤnderte Sach— 
lage eine beſſere Vorbereitung der Anklage oder der Vertheidigung nothwendig 
findet, auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft oder des Angeklagten eine Ver— 
tagung anzuordnen, oder geeignetenfalls die betreffenden Anſchuldigungspunkte 
einein neuen Verfahren vorzubehalten. 


Artikel 31. 


Das Urtheil muß hervorheben, welche derjenigen Thatſachen, die zu den 
weſentlichen Merkmalen der den Gegenſtand der Entſcheidung bildenden ſtraf⸗ 
baren Handlung gehören, fuͤr erwieſen, oder fuͤr nicht erwieſen zu erachten 
ſeien. Dieſes gilt insbeſondere auch von ſolchen Umſtaͤnden, welche nach Vor— 
ſchrift des Geſetzes die Strafe ausſchließen, mildern oder erſchweren, wenn ein 
Antrag der Staatsanwaltſchaft oder des Angeklagten die Beruͤckſichtigung der— 
ſelben verlangt hat. 

Die Thatſachen und Beweismittel, auf Grund deren jener Beweis als 
gefuͤhrt oder als nicht gefuͤhrt angenommen worden iſt, ſind in den Entſchei— 
dungsgruͤnden anzugeben. 
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Artikel 32. 


Wenn ausnahmsweiſe die Entſcheidungsgruͤnde des Urtheils vor deſſen 
Verkuͤndung nicht ſchriftlich abgefaßt worden, ſo iſt dieſes auf die Guͤltigkeit 
des Urtheils und den Lauf der Friſten von keinem Einfluß. 

Eine Vertagung zum Zwecke der Verkuͤndung des Urtheils ſoll nur 
Statt finden, wenn das Urtheil mit den Gruͤnden nach geſchloſſener Verhandlung 
auch nicht muͤndlich verkuͤndet werden kann. 


Jedem Angeklagten iſt auf ſein Verlangen eine Abſchrift des Urtheils 
mit den Gruͤnden zu ertheilen. 


Statt $. 25. der Verordnung. 
Artikel 33. 


Hinſichtlich der Inſinuation von Verfügungen, Beſchluͤſſen und Erkennt⸗ 
niſſen ſind die fuͤr das Verfahren in Civilſachen beſtehenden Vorſchriften mit 
den in dieſem Geſetze enthaltenen Aenderungen und naͤheren Beſtimmungen 

maaßgebend. 


Artikel 34. 


Eine öffentliche Vorladung abweſender oder fluͤchtiger Beſchuldigten findet 
in der Vorunterſuchung nicht Statt. Das Gericht kann auf den Antrag der 
Staatsanwaltſchaft verordnen, daß das Verfahren einſtweilen ruhen bleibt, bis 
die Vernehmung erfolgen kann. 


Artikel 35. 


Wenn dem Angeklagten die Vorladung zur Hauptverhandlung entweder 
gar nicht, oder an ſeinem bekannten Aufenthaltsorte im Auslande nicht ohne 
erhebliche Schwierigkeiten auf die geſetzlich vorgeſchriebene Weiſe zugeſtellt, oder 
wenn ihm die Anklageſchrift und der Beſchluß uͤber die Eroͤffnung der Unter⸗ 
ſuchung oder uͤber die definitive Verſetzung in den Anklageſtand nicht nach 
F. 49. der Verordnung bekannt gemacht werden kann, auch feine Verhaftung 
oder Wiederverhaftung nicht angemeſſen oder nicht ausfuͤhrbar erſcheint, ſo iſt 
in der Regel mit dem ferneren Verfahren inne zu halten. 


Traͤgt jedoch die Staatsanwaltſchaft aus beſonderen Gründen, deren Wuͤr⸗ 
digung ihrem Ermeſſen anheimgegeben bleibt, auf Einleitung des Kontumazial⸗ 
Verfahrens an, ſo muß daſſelbe von dem fuͤr die Hauptverhandlung zuſtaͤndi⸗ 
rn angeordnet und die Öffentliche Vorladung des Angeklagten verfügt 
werden. 


Artikel 36. 


Gegen anweſende Mitangeklagte findet in allen Faͤllen das gewoͤhnliche 
Verfahren Statt. Die Befugniß des Gerichts zu einer Vertagung der Ver— 
handlung iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen, wenn beſondere Gruͤnde dieſelbe als 
angemeſſen erſcheinen laſſen. 

Ar⸗ 
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Artikel 37. 


Iſt die Sache vor dem Schwurgerichte zu verhandeln, ſo muß die oͤffent⸗ 
liche Vorladung enthalten: 

a) Vor- und Zunamen, Alter, Wohnort, Stand oder Gewerbe des Ange— 
klagten, ſoweit ſie bekannt ſind; 

b) die Bezeichnung der ſtrafbaren Handlung, welche den Gegenſtand der 
Anklage bildet; N 

c) die Aufforderung an den Angeklagten, binnen einer angemeſſenen Friſt, 
welche auf mindeſtens einen Monat feſtzuſetzen iſt, vor dem Unterſu⸗ 
chungsrichter des Gerichts, wo das Schwurgericht zuſammentritt, zu er⸗ 
ſcheinen und ſich wegen der ihm zur Laſt gelegten That zu verantwor⸗ 
ten, widrigenfalls dieſelbe fuͤr zugeſtanden angenommen und gegen ihn 
weiter nach den Geſetzen verfahren werden wuͤrde. 


Artikel 38. 


Dieſe Vorladung iſt an dem Sitze des Gerichts, wo die Vorunterſuchung 
gefuͤhrt worden iſt, ſowie an dem Sitze des Schwurgerichts, bis zum Beginne 
der Sitzungsperiode, in welcher die Hauptverhandlung ſtattfindet, öffentlich an 
der Gerichtsſtelle auszuhaͤngen und in den öffentlichen Anzeiger des Amts⸗ 
blattes, nach dem Ermeſſen des Gerichts auch in ein anderes inlaͤndiſches Blatt, 
dreimal einzuruͤcken. 

Die in dem vorhergehenden Artikel beſtimmte Friſt läuft von dem Tage, 
an welchem die letzte dieſer Bekanntmachungen in den Blaͤttern geſchehen iſt. 
Artikel 39. 

Erſcheint der Angeklagte nicht, ſo wird in der auf den Ablauf der ge⸗ 
ſtellten Friſt folgenden naͤchſten Sitzungsperiode des Schwurgerichts zur Haupt⸗ 
verhandlung geſchritten. E 

Eine Mitwirkung von Geſchworenen findet hierbei nicht Statt. 

Nach Verleſung der Anklageſchrift werden die Urkunden uͤber die Be— 
e a Y den Artikeln 37. 38. vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten vorge: 
legt und gepruͤft. 

3 Iſt das beobachtete Verfahren den geſetzlichen Vorſchriften nicht ent⸗ 
ſprechend, ſo muß der Gerichtshof die Ergaͤnzung oder noͤthigenfalls die Wie⸗ 
derholung deſſelben verordnen. 

Wird das Verfahren den Geſetzen entſprechend befunden, ſo erlaͤßt der 
Gerichtshof nach Anhörung der Staatsanwaltſchaft das Urtheil lediglich nach 
Lage der Akten. 


Artikel 40. 


Wenn der Angeklagte vor Faͤllung des Urtheils fein Ausbleiben genuͤ⸗ 
gend entſchuldigt, ſo verordnet der Gerichtshof durch einen Beſchluß, welcher 
nur durch Verkuͤndung in der oͤffentlichen Sitzung bekannt zu machen iſt, daß 
waͤhrend einer nach den Umſtaͤnden zu beſtimmenden Friſt das Verfahren gegen 
den Angeklagten ausgeſetzt bleiben ſoll. 

Jahrgang 1852. (Nr. 3544.) 30 Ge⸗ 
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Geſtellt ſich der Angeklagte innerhalb der nachträglich beſtimmten Frift 
nicht, ſo wird, ohne nochmalige Vorladung deſſelben, in der naͤchſten Sitzungs⸗ 
an des Schwurgerichts nach Vorſchrift des Artikels 39. verfahren und 
erkannt. 


Artikel 41. 0 
s Eine Ausfertigung des Urtheils, jedoch ohne Gründe, wird durch öffent: 
(Rare an den in dem Artikel 38. bezeichneten Gerichtsſtellen bekannt 
gemacht. 
Hat das Urtheil vierzehn Tage lang ausgehangen, fo wird die Zuftel- 
lung deſſelben an den Angeklagten fuͤr gehoͤrig bewirkt erachtet. 


Artikel 42. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das Urtheil ſteht nur der Staatsan- 
waltſchaft zu. Einer Mittheilung derſelben an den Angeklagten bedarf es nicht. 


Artikel 43. 


Iſt auf Strafe erkannt, und geſtellt ſich der Angeklagte nicht innerhalb 
zehn Tage nach erfolgter Zuſtellung (Art. 41.), ſo wird das Urtheil, ſoweit 
es geſchehen kann, vollſtreckt. | 

Artikel 44. 

Wenn der Angeklagte ſich geſtellt oder zur Haft gebracht wird, ſo muß 
in allen Faͤllen, es mag ein Urtheil gegen ihn ergangen ſein (Art. 39.) oder 
nicht, in der gewoͤhnlichen Weiſe zur Hauptverhandlung vor dem Schwur— 
gerichte und zur Faͤllung des Urtheils geſchritten werden. 

Die durch das Kontumazial-Verfahren entſtandenen Koſten fallen dem 
Angeklagten ſelbſt dann zur Laſt, wenn er auf Grund einer neuen Verhand— 
lung freigeſprochen wird. ç 

Artikel 45. 

War bereits ein Strafurtheil ergangen, fo wird die Vollſtreckung deſſel⸗ 
ben, ſoweit ſolche noch nicht erfolgt iſt, durch die Geſtellung oder Verhaftung 
des Angeklagten gehemmt. 

ird in dem neuen Verfahren ebenfalls auf Strafe erkannt, fo iſt auf 
dieſelbe die etwa bereits vollſtreckte Strafe in Anrechnung zu bringen. Erfolgt 
dagegen die Freiſprechung oder die Verurtheilung zu einer anderen Strafart, 
ſo muß die bereits ausgefuͤhrte Vollſtreckung der vorher erkannten Strafe, ſo⸗ 
weit es moͤglich iſt, ruͤckgaͤngig gemacht werden. 


Artikel 46. 


Iſt die Sache vor der Gerichtsabtheilung oder vor dem Polizeirichter 
zu verhandeln, ſo muß die oͤffentliche Vorladung enthalten: 


a) Vor: und Zunamen, Alter, Wohnort, Stand oder Gewerbe des Ange: 
klagten, foweit fie bekannt find; 
b) die 
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b) die Bezeichnung der ſtrafbaren Handlung, welche den Gegenſtand der 
Anklage bildet; 

c) die Bekanntmachung des zur Hauptverhandlung beſtimmten Termins und 
die im F. 32, der Verordnung enthaltene Aufforderung und Ber: 
warnung. 


Artikel 47. 

Dieſe Vorladung iſt an dem Sitze des erkennenden Gerichts bis zum 
Termine öffentlich an der Gerichtsſtelle auszuhaͤngen und in den oͤffentlichen 
Anzeiger des Amtsblatts, nach dem Ermeſſen des Gerichts auch in ein ande⸗ 
res inlaͤndiſches Blatt, dreimal einzuruͤcken. 


Der Termin iſt dergeſtalt anzuberaumen, daß von der letzten dieſer Be⸗ 


kanntmachungen in den Blaͤttern ab bis zum Termine eine Friſt von minde⸗ 
ſtens einem Monate verſtreicht. 


Artikel 48. 


Wird die Hauptverhandlung vertagt, ſo iſt der dieſelbe anordnende Be⸗ 
ſchluß nur durch Verkuͤndung in der oͤffentlichen Sitzung bekannt zu machen. 


Artikel 49. 


1 Eine Ausfertigung des Urtheils, jedoch ohne Gründe, wird durch öffent: 
lichen Aushang an der Gerichtsſtelle bekannt gemacht. ) 


Hat das Urtheil vierzehn Tage lang ausgehangen, fo wird die Zuftel- 
lung deſſelben an den Angeklagten für gehörig bewirkt erachtet, 


Artikel 50. 


In allen Faͤllen, wo an einen zur Hauptverhandlung erſter Inſtanz guͤl⸗ 
tig vorgeladenen Angeklagten irgend eine fernere Zuſtellung nicht auf die ge— 
ſetzlich vorgeſchriebene Weiſe im Inlande bewirkt werden kann, wird die Zu: 
ſtellung fuͤr gehoͤrig geſchehen erachtet, wenn die zuzuſtellende Schrift vierzehn 
Tage lang an der Gerichtsſtelle oͤffentlich ausgehangen hat. 


Urtheile werden in einer Ausfertigung ohne Gruͤnde ausgehangen; Recht⸗ 
fertigungsſchriften beduͤrfen in einem ſolchen Falle der Mittheilung nicht. 


Zu $. 54. der Verordnung. 


Artikel 51. 

Der Vorſitzende muß der Staatsanwaltichaft und kann dem Angeklagten 
oder deſſen Vertheidiger geſtatten, Fragen, welche ſie zur Aufklaͤrung der Sache 
fuͤr angemeſſen erachten, unmittelbar an den Betheiligten zu richten. Er iſt 
befugt, die Stellung der Fragen in jedem Zeitpunkte wieder ſelbſt zu uͤberneh— 
men und das Verhoͤr zu ſchließen. 
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Zu H. 60. der Verordnung. 


Artikel 52. 


Der Schwurgerichtshof beſteht aus einem Vorſitzenden des Schwurge⸗ 
richts, vier beiſitzenden Richtern und einem Gerichtsſchreiber. 
d Die Vorſitzenden der Schwurgerichte werden fuͤr jeden Appellationsge⸗ 
richts⸗Bezirk aus der Zahl der in demſelben angeſtellten Richter von dem 
Juſtizminiſter auf Ein Jahr ernannt. Die Auswahl der Vorſitzenden fuͤr die 
pe e Sitzungsperioden ſteht dem Erſten Praͤſidenten des Appellationsge- 
richts zu. 


Artikel 33. 


Außerhalb der Sitzungsperiode des Schwurgerichts werden alle Funk⸗ 
tionen des Schwurgerichtshofes von dem Gerichte verſehen, bei welchem das 
Schwurgericht abgehalten wird. Es bedarf hierzu nur der Mitwirkung von 
drei Richtern. N 


Artikel 54. 


Der Vorſitzende des Schwurgerichts wird, im Falle der Verhinderung, 
durch den Praͤſidenten oder Direktor des Gerichts, bei welchem das Schwurge— 
richt abgehalten wird, oder durch deſſen Stellvertreter erſetzt, inſofern nicht ſchon 
ein anderer Stellvertreter für ihn durch den Appellationsgerichts-Praͤſidenten 
bezeichnet worden iſt. l 

Tritt während einer bereits begonnenen Hauptverhandlung eine Verhin⸗ 
derung des Vorſitzenden ein, ſo wird derſelbe, falls ein Ergaͤnzungsrichter zu⸗ 

ezogen iſt, und der Gerichtshof nicht deſſenungeachtet die Vertagung der Ver— 
eng nothwendig findet, durch den dem Dienſtalter nach aͤlteſten der bei— 
ſitzenden Richter vertreten. 


Zu $$. 62. und 63. der Verordnung. 


Artikel 55. 
An die Stelle des F. 63. Nr. 9. der Verordnung tritt folgende Be— 
ſtimmung: 

9) diejenigen, welche nicht der Flaffifizirten Einkommenſteuer unterworfen 
ſind, oder welche nicht wenigſtens 16 Rthlr. jaͤhrlich an Klaſſenſteuer, 
oder 20 Rthlr. an Grundſteuer, ausſchließlich der . oder 
24 Kthlr. an Gewerbeſteuer entweder entrichten, oder unter Voraus⸗ 
ſetzung des Beſtehens einer dieſer Arten der Beſteuerung nach ihren Ver⸗ 
haͤltniſſen zu entrichten haben wuͤrden. 


Artikel 56. 


Das Verfahren iſt nichtig, wenn ein Geſchworener mitgewirkt hat, wel⸗ 
cher die Eigenſchaft eines Preußen nicht beſitzt, oder ſich nicht im Vollgenuß 
der bürgerlichen Ehre befindet. 

Der 


Der Mangel der übrigen Bedingungen der $$. 62, und 63. der Ver⸗ 
ordnung kann vor den Gerichten nicht geltend gemacht werden. 


Zu H. 66. der Verordnung. 


Artikel 57. 


Die Kreislandraͤthe und Vorſteher der Gemeindeverwaltung haben, 
bevor ſie dem Regierungs-Praͤſidenten die Urliſten einſenden, uͤber die Quali— 
fikation der darin aufgenommenen Perſonen zu dem Berufe der Geſchworenen, 
mit den Direktoren der betreffenden Gerichte erſter Inſtanz Ruͤckſprache zu 
nehmen, und die von den Letzteren gemachten Bemerkungen in die Liſten ein- 
zutragen. 


Zu HH. 67. und 68. der Verordnung. 


Artikel 58. 


Die in dem $. 67. der Verordnung bezeichnete Zahl von 60 wird auf 
48, die in den HH. 68. 71. und 73. der Verordnung bezeichnete Zahl von 36 
wird auf 30, die in den HH. 73. und 82. der Verordnung bezeichnete Zahl 
von 30 wird auf 24 herabgeſetzt. 


Zu H. 70. der Verordnung. 


Artikel 59. 


Das Appellationsgericht hat die Befugniß, auf Antra der Staatsan⸗ 
waltſchaft die Abhaltung des Schwurgerichts einem anderen Gerichte zu tiber: 
tragen, in allen Faͤllen, wo erhebliche Gruͤnde dazu vorliegen. 


Zu H. 72. der Verordnung. 


Artikel 60. 


Ueber Entlaſſungs⸗ und Beurlaubungsgeſuche, auf welche noch vor Gr: 

oͤffnung der Sitzungsperiode Beſcheid ertheilt werden kann, iſt ſogleich von dem 
Gerichte, bei welchem das Schwurgericht abgehalten wird (Art. 33.), nach 
Anhörung der Staatsanwaltſchaft zu entſcheiden. Die Geſuche und Entſchei— 
1 bei Eroͤffnung der Sitzungsperiode in öffentlicher Sitzung bekannt 
u machen. 
An die Stelle der entlaffenen Geſchworenen ſind, falls dies noch vor 
Eroͤffnung der Sitzungsperiode geſchehen kann, ſofort aus dem in H. 67. der 
Verordnung und in Art. 58. erwaͤhnten Verzeichniſſe durch den Vorſttzenden 
des Schwurgerichts andere Geſchworene auf die Dienſtliſte zu vt und 
einzuberufen. Andernfalls wird nach $. 73. der Verordnung und Art. 61. 
verfahren. 


(Nr. 3544.) Zu 
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Zu H. 73. der Verordnung. 


Artikel 61. 


Die im H. 73. der Verordnung angeordnete Ziehung von Ergaͤnzungs⸗ 
Geſchworenen erfolgt nur, wenn weniger als vierundzwanzig Geſchworene 
vorhanden ſind. 

Die Ergaͤnzungsgeſchworenen werden fuͤr alle noch zu erledigenden 
Sachen gezogen. Der Zuziehung der Angeklagten bedarf es dabei nicht. 

Zur Bildung des Schwurgericht fuͤr die einzelnen Sachen iſt es nicht 
erforderlich, daß ſaͤmmtliche Ergaͤnzungsgeſchworene erſchienen ſind, vielmehr 
fend ft e daß im Ganzen wenigſtens vierundzwanzig Geſchworene anwe— 
end ſind. 

Erſcheinen ſpaͤter wieder ſo viele der auf der Dienſtliſte befindlichen Ge— 
ſchworenen, daß mehr als dreißig Geſchworene anweſend ſind, ſo treten von 
den Ergaͤnzungsgeſchworenen, und zwar in umgekehrter Reihenfolge, in wel 
cher fie gezogen find, fo viele zuruͤck, daß uͤberhaupt nur die Zahl von 30 Ge: 
ſchworenen uͤbrig bleibt. 


Zu H. 75. der Verordnung. 


Artikel 62. 


Die Beſtimmung des erſten Abſchnittes des $. 75. der Verordnung kommt 
nur bei den zur Kompetenz der Schwurgerichte gehoͤrigen Vergehen zur 
Anwendung. f 


Zu $$. 76 — 78. der Verordnung. 


Artikel 63. 


Ueber die vorlaͤufige Verſetzung in den Anklageſtand iſt nach Maaßgabe 
der Hö. 76. bis 78. der Verordnung auch dann Beſchluß zu faſſen, wenn nach 
dem Schluſſe der Vorunterſuchung die Staatsanwaltſchaft darauf antraͤgt, den 
Beſchuldigten außer Verfolgung zu ſetzen. 

Der Beſchluß uͤber die vorläufige, ſowie über die definitive Verſetzung in 
den Anklageſtand muß die Thatſachen, welche zu den weſentlichen Merkmalen 
der dem Angeklagten zur Laſt aai ftrafbaren Handlung gehören, und das 
Geſetz angeben, welches die That mit Strafe bedroht. 

Wird die Verſetzung in den Anklageſtand nicht in Uebereinſtimmung mit 
dem Antrage der Staatsanwaltſchaft beſchloſſen, ſo muß aus dem Beſchluſe 
hervorgehen, ob und in wiefern dies auf einer abweichenden Beurtheilung der 
Thatſachen oder des Rechtspunktes beruht. 

Findet das Appellationsgericht, daß die That nicht ein Verbrechen, ſon⸗ 
dern nur ein Vergehen oder eine Ulebertretung darſtellt, fo hat es den fürmli- 
chen Beſchluß, durch welchen die Unterſuchung eröffnet wird, felbft zu erlaſſen. 

Die im $. 78. der Verordnung vorgeſchriebene Feſtſetzung einer Friſt fuͤr 
die Anfertigung der Anklageſchrift unterbleibt. 
Zu 


Zu H. 79. und ſtatt $$. 80. und 81. der Verordnung. 


Artikel 64. 


Iſt der Angeklagte verhaftet, fo kommen die $$. 49. und 50. der Ver: 
ordnung zur Anwendung. Dem nicht verhafteten Angeklagten iſt, ſtatt der im 
$. 79. der Verordnung vorgeſchriebenen Warnung, fuͤr den Fall feines Aus⸗ 
bleibens die Warnung zu ſtellen, daß angenommen werden wuͤrde, er geſtehe 
die in der Anklage behaupteten Thatſachen zu. 


Artikel 65. 


Bleibt der gehoͤrig vorgeladene nicht verhaftete Angeklagte bei der Haupt⸗ 
verhandlung aus, ſo wird, wenn ſeine Verhaftung nicht angemeſſen oder nicht 
ausfuͤhrbar erſcheint, ſofort, oder, im Falle einer Vertagung, in dem angeſetzten 
neuen Termine oder in der beſtimmten ſpaͤteren Sitzungsperiode in Gemäßheit 
des Artikels 39. zur Hauptverhandlung und Entſcheidung geſchritten. Es kom— 
men alsdann die Artikel 4145. zur Anwendung. 

Der Beſchluß, welcher eine Vertagung anordnet, wird nur durch Ver⸗ 
kuͤndung in der öffentlichen Sitzung bekannt gemacht. S 

Die vorſtehenden Beſtimmungen find auch in dem Falle anzuwenden, 
wenn der verhaftete Aa nach Vorleſung der Anklageſchrift und des 
Beſchluſſes (F. 49. der Verordnung) ſich der Haft entzieht und in Folge deſſen 
zur Hauptverhandlung nicht vorgefuͤhrt werden kann. 

N Artikel 66. 

Der erſchienene Angeklagte darf von dem Zeitpunkte an, wo der Aufruf 
der Geſchworenen zur Bildung des Schwurgerichts in ſeiner Sache beginnt, 
bis zur Verkuͤndung des Urtheils den ee ohne Erlaubniß des Vor⸗ 
ſitzenden nicht verlaſſen. Der Vorſitzende kann die geeigneten Maaßregeln tref- 
fen, um zu verhindern, daß der Angeklagte ſich der Verhandlung entziehe. 


Zu H. 82. der Verordnung. 


Artikel 67. 


Einer Zuſtellung der Dienſtliſte der Geſchworenen an den nicht verhaf— 
teten Angeklagten bedarf es nicht; derſelbe iſt jedoch berechtigt, ſchon am Tage 
vor der Verhandlung und bis zum Beginn derſelben die Lifte an der Gerichts 
ſtelle einzuſehen, oder eine Abſchrift der Liſte daſelbſt in Empfang zu nehmen. 


Zu H. 83. der Verordnung. 
Artikel 68. 


Wenn an demſelben Tage mehrere Sachen zur Verhandlung ſtehen, ſo 
kann die Bildung der Schwurgerichte fuͤr alle dieſe Sachen vor Beginn der 
Verhandlung der erſten erfolgen. 

apan Das 


3 


Das fuͤr die erſte Sache gebildete Schwurgericht verbleibt, wenn die 
Staatsanwaltſchaft und der Angeklagte ſich damit einverſtanden erklaͤren, auch 
für die folgenden an demſelben Tage zur Verhandlung anſtehenden Sachen. 

Wird, weil der Angeklagte oder die Staatsanwaltſchaft es verlangen, fuͤr 
eine der folgenden Sachen ein neues Schwurgericht gebildet, ſo verbleibt dies, 
wenn die Staatsanwaltſchaft und der Angeklagte ſich damit einverſtanden er⸗ 
klaͤren, auch fuͤr die folgenden. ; 

Verzoͤgert fich wegen der Dauer der vorhergehenden Verhandlungen oder 
aus ſonſtigen zufälligen Gründen der feſtgeſetzte Anfang einer Verhandlung der- 
geſtalt, daß ſie erſt am vierten oder einem noch ſpaͤteren Tage nach demjenigen 
beginnt, an dem das Schwurgericht gebildet worden war, ſo muß zur Bildung 
eines neuen Schwurgerichts geſchritten werden. 


U 


Statt $$. 88. und 89. der Verordnung. 


Artikel 69. 


Es ſind uͤberhaupt nur ſo viel Ablehnungen zulaͤſſig, als Geſchworene 
uͤber zwoͤlf anweſend ſind. 
Die Angabe von Gruͤnden fuͤr die Ablehnung iſt unſtatthaft. 


Zu $. 92. der Verordnung. 


Artikel 70. 


Wenn eine Einigung uͤber die Ausuͤbung des Ablehnungsrechts unter 
mehreren bei der Sache betheiligten Angeklagten nicht ſtattfindet, ſo werden die 
Ablehnungen unter ſie gleich vertheilt. Hinſichtlich derjenigen Ablehnungen, 
deren gleiche Vertheilung nicht moͤglich iſt, entſcheidet das Loos daruͤber, welchem 
der Angeklagten fie zuſtehen ſollen. Die Reihenfolge, in welcher die Ange⸗ 
klagten ſich uͤber die Ausuͤbung ihres Ablehnungsrechtes zu erklaͤren haben, 
wird ebenfalls durch das Loos beſtimmt. Eine dieſem gemaͤß von einem der 
Angeklagten ausgeuͤbte Ablehnung gilt fuͤr alle. 


Statt H. 94. der Verordnung. 


Artikel 71. 


Der Vorſitzende kann vor Beginn der Ziehung verordnen, daß außer 
den Ae Geſchworenen noch einer oder zwei Erſatzgeſchworene gezogen wer⸗ 
den ſollen. 

In einem ſolchen Falle vermindert fich die Geſammtzahl der zuläffigen 
Ablehnungen um die Zahl der Erſatzgeſchworenen. 


Artikel 72. 


Wird die Erſetzung eines Hauptgeſchworenen nothwendig, ſo tritt einer 
der Erſatzgeſchworenen in deſſen Stelle, und zwar nach der Reihenfolge, in 
welcher ſie gezogen ſind. 

Die 
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Die Erſatzgeſchworenen muͤſſen der ganzen Verhandlung beiwohnen, und 
es ſind ihnen zu dieſem Behufe Plaͤtze anzuweiſen, welche von denen der Haupt⸗ 
geſchworenen abgeſondert ſind. 


Statt $. 97. der Verordnung. 


Artikel 73. 


Der Vorſitzende vereidet die Geſchworenen vor dem Beginne der Ver— 

handlung mit nachſtehenden Worten: f 
Sie ſchwoͤren und geloben bei Gott dem Allmaͤchtigen und Allwiſſenden, 
in der Anklageſache (den Anklageſachen) gegen X. die Pflichten eines 
Geſchworenen ſtandhaft zu erfuͤllen, und Ihre Stimme nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen abzugeben, Niemandem zu Liebe noch zu Leide, 
wie es einem freien und rechtſchaffenen Manne geziemt, getreulich und 
ohne Gefaͤhrde. l 

Die Geſchworenen leiſten dieſen Eid, indem fie unter Erhebung der rechten 
Hand, einer nach dem andern, die Worte ausſprechen: 

„Ich ſchwoͤre es, ſo wahr mir Gott helfe.“ 

Mitglieder von Religionsgeſellſchaften, denen das Geſetz den Gebrauch 
gewiſſer Betheuerungsformeln an Stelle des Eides geſtattet, koͤnnen ſich ſtatt 
dieſer Eidesworte jener Betheuerungsformeln bedienen. 

Hat in einer Sache ein nicht geſetzlich vereideter Geſchworener mitgewirkt, 
ſo ſind die Verhandlungen nichtig. 


Statt HF. 98. bis 117. der Verordnung. 


Artikel 74. 


„Die Verhandlung der Sache beginnt mit der Verleſung der Anklage⸗ 
ſchrift durch den Gerichtsſchreiber. 
Der Vorſitzende befragt den Angeklagten, 
ob er ſich ſchuldig bekenne oder nicht. 


Artikel 75. 


Wenn der Angeklagte ſich ſchuldig bekennt, und auf näheres Befragen 
auch alle Thatſachen einraͤumt, welche die weſentlichen Merkmale der ihm zur 
Laſt gelegten ſtrafbaren Handlung bilden, ſo wird die Staatsanwaltſchaft und 
der Vertheidiger daruͤber gehoͤrt, ob die Thatfrage als durch das Bekenntniß 
des Angeklagten feſtgeſtellt zu erachten ſei. 

Auf Verlangen der Staatsanwaltſchaft muͤſſen dem Angeklagten die 
etwaigen zuſaͤtzlichen Fragen vorgelegt werden, welche in Ermangelung eines 
Bekenntniſſes den Geſchworenen geſtellt werden koͤnnen. | 

Werden dergleichen 0 05 nicht beantragt, oder beantwortet der Ange⸗ 
klagte auch dieſe bejahend, ſo hat der Gerichtshof, wenn er gegen die Richtig⸗ 
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keit des Bekenntniſſes kein Bedenken hegt, nach Anhörung der Staatsanwalt: 
ſchaft und des Vertheidigers uͤber die Anwendung des Geſetzes, ohne Zuziehung 
von Geſchworenen das Urtheil zu faͤllen. 

Kommen auf Anregung des Angeklagten oder der Staatsanwaltſchaft 
Thatſachen in Frage, welche die Ausſchließung oder Minderung der geſetzlichen 
Strafe zur Folge haben würden, läßt das Geſetz mildernde Umftände uͤber⸗ 
haupt zu, oder muß feſtgeſtellt werden, ob der Angeklagte mit Unterſcheidungs— 
vermoͤgen gehandelt habe, ſo unterbleibt die Verhandlung vor den Geſchworenen 
nur dann, wenn die Erklaͤrung der Staatsanwaltſchaft uͤber dieſe Punkte zu 
Gunſten des Angeklagten lautet, und der Gerichtshof kein Bedenken hat, der 
dem Angeklagten guͤnſtigen Annahme beizutreten. 


Artikel 76. 


Sind die Vorausſetzungen des Art. 75. nicht vorhanden, ſo beginnt die 
Verhandlung der Sache vor den Geſchworenen. 

Die Leitung der Verhandlung, insbeſondere das Verhoͤr des Angeklagten 
und der Zeugen, ſteht dem Vorſitzenden zu. Dieſer muß der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft und kann dem Angeklagten oder deſſen Vertheidiger, ſowie den Geſchwo— 
renen geſtatten, Fragen, welche fie zur Aufklärung der Sache für angemeffen . 
erachten, unmittelbar an die Betheiligten zu richten. Er iſt befugt, die Stellung 
der Fragen in jedem Zeitpunkte wieder ſelbſt zu uͤbernehmen und das Verhoͤr 
zu ſchließen. 


Artikel 77. 


Der Vorſitzende kann auch der Staatsanwaltſchaft und dem Vertheidiger, 
auf deren uͤbereinſtimmenden Antrag, das Verhoͤr der Zeugen uͤberlaſſen. In 
dieſem Falle iſt die Staatsanwaltſchaft befugt, alle Zeugen mit Ausnahme der 
nur auf Begehren des Vertheidigers geladenen oder erſchienenen zu verhoͤren, 
wobei nach dem Verhoͤr jedes Zeugen dem Vertheidiger das Kreuzverhör zu⸗ 
ſteht. Der Vertheidiger verhört darauf die nur auf ſein Begehren geladenen 
oder erſchienenen, und beliebigenfalls die von der Staatsanwaltſchaft nicht ver- 
hoͤrten Zeugen. In Anſehung derſelben hat alsdann die Staatsanwaltſchaft 
das Kreuzverhoͤr. a S 

Der Vorſitzende hat in ſolchen Fallen uͤber die Ordnung des Verhoͤrs 
zu wachen, unzuläſſige Fragen und deren Beantwortung abzuſchneiden oder zu 
verbieten. Er iſt pp das Verhoͤr in jedem Zeitpunkte wieder ſelbſt zu über: 
nehmen und das Verhoͤr zu ſchließen. 


Artikel 78. 

Das uͤber den Hergang im Termine von dem Gerichtsſchreiber aufzuneh- 
mende Protokoll ſoll die Namen der Richter, des Gerichtsſchreibers und der 
Geſchworenen, ſowie des Beamten der Staatsanwaltſchaft, des Angeklagten 
und feines Vertheidigers, der Zeugen und der Sachverftändigen enthalten. 

Von 
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Von dem Inhalte der Erklaͤrungen der Staatsanwaltſchaft, des Ange⸗ 
klagten, der Zeugen und der Sachverſtaͤndigen wird nur das Weſentliche in 
das Protokoll aufgenommen. Waren dieſelben bereits in der Vorunterſuchung 
vernommen, ſo iſt in dem Protokolle nur zu vermerken, ob und inwiefern ihre 
Erklaͤrungen etwa von den fruͤheren Ausſagen in erheblichen Punkten abweichen. 

Die zur Entſcheidung geſtellten Ankraͤge der Staatsanwaltſchaft und des 
Angeklagten und die auf dieſelben erfolgten Entſcheidungen muͤſſen in das Pro- 
tokoll aufgenommen oder demſelben als Beilage einverleibt werden. 

Daſſelbe gilt von den den Geſchworenen vorgelegten Fragen und den darauf 
ertheilten Antworten. 

Wird das Urtheil beſonders abgefaßt, fo muß das Protokoll doch ftets 
den entſcheidenden Theil des Urtheils enthalten. a 

Das Protokoll wird am Schluſſe von dem Vorſitzenden und dem Ge— 
richtsſchreiber unterzeichnet. Die Beobachtung der vorgeſchriebenen Foͤrmlich— 
keiten kann nicht anders als durch das Protokoll bewieſen werden. 


Artikel 79. 


An die Verhandlungen mit dem Angeklagten und den Zeugen ſchließen 
ſich die Ausführungen der Staatsanwaltſchaft, ſowie des Angeklagten und fei- 
nes Vertheidigers über die Thatfrage, wobei dieſen das letzte Wort gebührt. 

Sodann hat der Vorſitzende die geſammte Lage der Sache auseinander: 
zuſetzen, die geſetzlichen Vorſchriften, welche bei Beurtheilung der Thatfrage 
etwa in Betracht kommen, noͤthigenfalls zu erläutern und überhaupt alle die: 
jenigen Bemerkungen zu machen, welche ihm zur Herbeifuͤhrung eines fachge- 
maͤßen Ausſpruches der Geſchworenen als geeignet erſcheinen. 

Dieſer Vortrag darf unter keiner Bedingung von der Staatsanwaltſchaft 
oder von dem Angeklagten unterbrochen oder zum Gegenſtande irgend einer 
Aeußerung oder eines Antrages in der Sitzung gemacht werden. 

Der Vorſitzende ſtellt darauf die von den Geſchworenen zu beantwor— 
tenden Fragen. b 


Artikel 80, x 


Die Fragen find fo zu ftellen, daß fie fih mit Ja oder Nein beant- 
worten laffen. 
Die Geſchworenen find befugt, eine jede Frage theilweiſe zu bejahen und 
theilweiſe zu verneinen. . 

Die Hauptfrage ſoll nicht in mehrere Fragen getheilt werden. i 

Umſtaͤnde, welche die Strafe ausſchließen, mildern oder erſchweren, find 
entweder in der Hauptfrage beſonders hervorzuheben, oder es ſind deshalb be— 
ſondere Fragen zu ſtellen. 


Artikel 81, 
Die Fragen müffen bei Strafe der Nichtigkeit alle Thatſachen enthalten, 
welche die weſentlichen Merkmale der dem Angeklagten zur Laſt gelegten ſtraf— 
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baren Handlung bilden. Zu den Thatſachen, welche durch den Ausſpruch der 
Geſchworenen feſtzuſtellen find, gehört insbeſondere auch die Zurechnungsfaͤhigkeit, 
ſowie der Vorſatz oder die Fahrlaͤſſigkeit, durch deren Vorhandenſein der Begriff 
der ſtrafbaren Handlung bedingt wird. 
Die Hauptfrage beginnt mit den Worten: 
„Iſt der Angeklagte ſchuldig?“ 

Die Fragen find darauf, ob der Angeklagte die That ohne Zurechnungs⸗ 
faͤhigkeit begangen hat, oder ob andere Gruͤnde, welche die Strafe ausſchließen, 
vorhanden ſind, nur dann ausdruͤcklich zu richten, wenn dies beſonders bean⸗ 
tragt oder von dem Gerichte ſelbſt fuͤr noͤthig erachtet wird. Einem deshalb 
beſonders geſtellten Antrage muß bei Strafe der Nichtigkeit entſprochen werden. 

Durch die Bejahung der Hauptfrage wird, wenn in der Antwort der 
Geſchworenen nicht etwas Anderes ausdruͤcklich ausgeſprochen iſt, zugleich feſt⸗ 
geſtellt, daß der Angeklagte mit Zurechnungsfaͤhigkeit gehandelt hat. ı 


Artikel 82. 


( Bei Bezeichnung der weſentlichen Merkmale der ftrafbaren Handlung 
ſind, inſoweit es geſchehen kann, Rechtsbegriffe, welche nicht eine allgemein 
bekannte und in dem gegebenen Falle unbeſtrittene Bedeutung haben, durch ſolche 
gleichbedeutende Ausdrucke zu erſetzen, zu deren Verſtaͤndniß Rechtskenntniſſe 
nicht erforderlich ſind. 


Artikel 83. 

Iſt ein Angeklagter, welcher zur Zeit der That noch nicht das ſechszehnte 
Lebensjahr vollendet hatte, vor den Schwurgerichtshof geſtellt, ſo muß bei 
Strafe der Nichtigkeit die Frage geſtellt werden: 

„Hat der Angeklagte mit Unterſcheidungsvermoͤgen gehandelt?“ 


Artikel 84. 


Wegen der in den Strafgeſetzen beſonders hervorgehobenen Thatumſtaͤnde, 
welche die Verhaͤngung einer ſchwereren oder einer milderen Strafe begruͤnden, 
ſind geeigneten Falls von Amtswegen Fragen zu ſtellen. 

Daſſelbe gilt, wenn das Geſetz die Anwendung einer geringeren Strafe 
von dem Vorhandenſein mildernder Umſtaͤnde überhaupt abhängig gemacht hat. 

Wird die Vorlegung derartiger Fragen beantragt ſo muͤſſen dieſelben 
bei Strafe der Nichtigkeit geſtellt Werden. ; E 


Artikel 85, 


Die Beſtimmungen des Artikels 84. finden auch in dem Falle Anwen: 
dung, wenn die Thatumſtände erſt in der Hauptverhandlung hervorgetreten und 
ſelbſt, wenn ſie bereits Gegenſtand der Vorunterſuchung geweſen und durch den 
Anklagebeſchluß aus thatſaͤchlichen oder rechtlichen Gruͤnden beſeitigt ſind. 
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Artikel 86. 


Wenn die Thatſachen, welche der Anklage zum Grunde liegen, oder die 
etwa hervorgetretenen naͤheren Umſtaͤnde, von welchen dieſelben begleitet waren, 
verbunden oder vereinzelt, von einem Geſichtspunkte aus als ſtrafbar erſchei⸗ 
nen, unter welchen fie die Anklage nicht gebracht hat (Art. 30.), ſo find geeig- 
neten Falls darauf bezuͤgliche beſondere Fragen vorzulegen. 

Ç Erſcheint jedoch mit Ruͤckſicht auf die Veränderung des Geſichtspunktes 
eine beſſere Vorbereitung der Anklage oder der Vertheidigung als nothwendig, 
ſo kann der Gerichtshof, falls nicht eine Vertagung fuͤr angemeſſen erachtet 
wird, auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft oder des Angeklagten beſchlie— 
Ben, daß die Stellung einer derartigen eventuellen Frage unterbleiben ſolle, je- 
doch unter Vorbehalt einer anderweiten Verfolgung wegen der betreffenden 
Thatſachen. 


Artikel 87. 


Wenn die Staatsanwaltſchaft oder der Angeklagte Abaͤnderungen der 
von dem Vorſitzenden geſtellten Fragen oder die Stellung noch anderer Fra⸗ 
gen beantragen, ſo kann der Vorſitzende, falls kein Widerſpruch erhoben wird, 
dem Antrage Statt geben. In dem entgegengeſetzten Falle, oder wenn der 
Vorſitzende den Antrag ablehnt, entſcheidet, inſofern auf demſelben beſtanden 
wird, der Gerichtshof. f 


Artikel 88. 


Der Vorſitzende uͤbergiebt die ſchriftlich abgefaßten, mit ſeiner Unter⸗ 
ſchrift verſehenen Fragen den Geſchworenen, und befiehlt die Entfernung des 
Angeklagten aus dem Sitzungsſaale. 


Artikel 89. 


Die Geſchworenen begeben ſich in ihr Berathungszimmer und waͤhlen 
daſelbſt durch Stimmenmehrheit ihren Vorſteher. Derſelbe hat die Berathung 
zu leiten und deren Ergebniß zu verkuͤnden. Der Aufnahme eines Protokolles 
über die Wahlhandlung bedarf es nicht. 


Artikel 90. 


Die Geſchworenen duͤrfen das Berathungszimmer nicht verlaſſen, bevor 
ſie ihren Ausſpruch beſchloſſen haben. 

Niemand darf in das Berathungszimmer eintreten, ohne eine ſchriftliche 
Ermaͤchtigung des Vorſitzenden, welcher den Befehl zu ertheilen hat, daß der 
Eingang zu dem Zimmer bewacht werde. N 


Artikel 91, 


Nach gepflogener Berathung wird uͤber die einzelnen Fragen in der 
Ordnung abgeſtimmt, in welcher ſie vorgelegt worden ſind. 
(Nr. 3544.) Der 


— 230 — 


Der Vorſteher befragt zu dieſem Behufe jeden Geſchworenen einzeln in 
der durch die Auslooſung feſtgeſtellten Ordnung um ſeine Meinung, und giebt 
ſelbſt ſeine Stimme zuletzt ab. 

Wird eine Frage nur theilweiſe bejaht, fo ift die Beſchraͤnkung der Bes 
jahung in folgender Weise anzugeben: 

Ja, aber es iſt nicht erwieſen, daß u. ſ. w. 

c Wird die Frage in Betreff der Hauptthat verneint, ſo HT dadurch zu: 
gleich die Frage nach den dieſelbe begleitenden Umſtaͤnden erledigt. In dem 
entgegengeſetzten Falle muß über das Vorhandenſein eines jeden dieſer beglei- 
tenden Umſtaͤnde ſelbſt dann, wenn dieſelben in die Hauptfrage aufgenommen 
ſind, beſonders abgeſtimmt und das Ergebniß in dem Ausſpruche beſonders 
erwahnt werden. 


Artikel 92. 


Jede dem Angeklagten nachtheilige Beantwortung einer Frage kann nur 
mit Stimmenmehrheit beſchloſſen werden. Im Falle der Stimmengleichheit 
hat die dem Angeklagten guͤnſtigere Meinung den Vorzug. 


Artikel 93. 


In jedem Ausſpruche, durch welchen eine Frage zum Nachtheile des 
Angeklagten beantwortet wird, muß ausdruͤcklich angegeben ſein, ob derſelbe 
mit einer Mehrheit von mehr als ſieben Stimmen, oder nur mit ſieben Stim- 
men gegen fünf beſchloſſen iſt, bei Strafe der Nichtigkeit. — Im Uebrigen 
darf die Zahl der Stimmen niemals ausgedruͤckt werden. 


Artikel 94. 


Entſtehen bei den Geſchworenen Zweifel uͤber das zu beobachtende Ver— 
fahren, oder uͤber den Sinn der an ſie geſtellten Fragen, oder uͤber die Faſ— 
fung der Antwort, ſo koͤnnen fie ſich daruber vom Vorſitzenden Aufklärung 
erbitten, welche ihnen in Gegenwart der uͤbrigen Mitglieder des Gerichtshofes 
zu ertheilen iſt. 


Artikel 95. 


Jeder Geſchworene hat die vorgelegten Fragen unter genauer Prufung 
aller Beweiſe fur die Anklage und Vertheidigung nach ſeiner freien aus dem 
Inbegriffe der vor ihm erfolgten Verhandlungen geſchöpften gewiſſenhaften 
Ueberzeugung zu beantworten. 

Vor Beginn der Berathung hat der Vorſteher der Geſchworenen fol- 
gende Belehrung zu verleſen: | 


Das Geſetz fordert von den Geſchworenen keine Angabe der 
Gruͤnde ihrer Ueberzeugung, und ſchreibt ihnen keine Regeln vor, nach 
denen ſie die Wirkung und Vollſtaͤndigkeit eines Beweiſes 8 beurtheilen 
haben. Es legt ihnen aber die durch einen feierlichen Eid geheiligte 

Pflicht 
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ſorgfaͤltig und gewiſſenhaft zu pruͤfen, und nach der durch dieſe Pruͤfung 
gewonnenen innerſten Ueberzeugung allein ihre Stimmen abzugeben. 

Ihre Berathung und ihr Ausſpruch muß ſich auf die ihnen vor⸗ 
gelegten Fragen beſchraͤnken. 

Ihre Anſicht uͤber die Rechtmaͤßigkeit oder Zweckmaͤßigkeit des 
Strafgeſetzes darf auf ihren Ausſpruch keinen Einfluß haben. Nicht 
ſie, ſondern die Richter ſind berufen, die geſetzlichen Folgen auszu⸗ 
ſprechen, welche den Angeklagten wegen der ihm zur Laſt fallenden 
Handlungen treffen. Die Geſchworenen haben daher ihren Ausſpruch 
ohne Ruͤckſicht auf die geſetzlichen Folgen deſſelben zu fällen. 


Dieſe Belehrung, ſowie die Artikel 89. bis 94. und 96., ſollen im Be⸗ 
rathungszimmer der Geſchworenen in mehreren Exemplaren ausliegen. 


Artikel 96. 


Nachdem die Geſchworenen ihren Ausſpruch, welcher niederzuſchreiben 
und von ihrem Vorſteher zu unterzeichnen iſt, beſchloſſen haben, und in den 
Sitzungsſaal zuruͤckgekehrt find, befragt fie der Vorſitzende nach dem Ergebniſſe 
ihrer Berathung. 

Der Vorſteher der Geſchworenen erhebt ſich und ſagt: 


Auf meine Ehre und mein Gewiſſen, vor Gott und den Menſchen 
bezeuge ich als den Spruch der Geſchworenen: 


Sodann verlieſt er die geſtellten Fragen und unmittelbar nach jeder 
Frage die ertheilte Antwort. 

Hierauf iſt der Ausſpruch dem Vorſitzenden zu uͤbergeben und von die⸗ 
ſem und dem Gerichtsſchreiber zu unterzeichnen. 


Artikel 97. 


Findet der Gerichtshof, daß der Ausſpruch nicht regelmaͤßig in der Form, 
oder daß er in der Sache undeutlich, unvollſtaͤndig oder ſich \widerfprechend 
ſei, ſo muß er auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft oder des Angeklagten, 
oder auch von Amtswegen verordnen, daß die Geſchworenen ſich in ihr Be⸗ 
rathungszimmer zuruͤckbegeben, um dem Mangel abzuhelfen. Dieſe Maaßregel 
ift zulaͤſſig, fo lange nicht auf Grund des Ausſpruchs ein Urtheil des Gerichts— 
hofes ergangen iſt. 

Die Verbeſſerung muß ohne Durchſtreichungen in der Art geſchehen, daß 
äußerlich erkennbar bleibt, wie der urſpruͤngliche Ausspruch gelautet hat. 


Artikel 98. 


Wenn die dem Angeklagten nachtheilige Beantwortung einer Frage nur 
mit einer Mehrheit von ſieben gegen fuͤnf Stimmen beſchloſſen iſt, ſo tritt der 
Gerichtshof ſelbſt in Berathung und entſcheidet, ohne Angabe von un 
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tiber den von deu Geſchworenen mit nur fieben Stimmen gegen fünf feſtge— 
ſtellten Punkt. 


Artikel 99. 


Wenn der Gerichtshof einſtimmig der Anſicht iſt, daß die Geſchworenen, 
obgleich ihr Ausſpruch in der Form regelmaͤßig iſt, ſich in der Sache zum 
Nachtheil des Angeklagten geirrt haben, ſo verweiſt er, ohne Angabe von 
Gründen, die Sache zu der naͤchſten Sitzungsperiode des Schwurgerichts, da— 
mit ſie vor einem neuen Schwurgerichte verhandelt werde, an welchem alsdann 
keiner der fruͤheren Geſchworenen Theil nehmen darf. 

Dieſe Maaßregel darf von Niemandem beantragt werden; der Gerichts— 
hof kann ſie nur von Amtswegen verordnen, und nur vor der im Art. 100. 
vorgeſchriebenen Verleſung des Ausſpruchs. 

Sind mehrere Angeklagte bei der Sache betheiligt, ſo erfolgt die Ver— 
weiſung vor ein neues Schwurgericht nur in Anſehung derjenigen, bei welchen 
der Ff ef einen Irrthum im Ausſpruche der Geſchworenen angenom⸗ 
men hat. 

Nach dem Ausſpruche des neuen Schwurgerichts, auch wenn derſelbe 
mit dem früheren Ausſpruche übereinftimmt, muß der Gerichtshof das Urtheil 
ſprechen. f 


Artikel 100. 


Der Ausſpruch der Geſchworenen und im Falle des Art. 98. auch der 
Ausſpruch des Gerichtshofes wird, nachdem der Angeklagte wieder in den 
Sitzungsſaal eingetreten iſt, durch den Gerichtsſchreiber verleſen. 


Zu H. 126. der Verordnung. 


Artikel 404. 


Das Rechtsmittel der Appellation iſt nur gegen Urtheile der Gerichts— 
abtheilungen zuläffig. 

Das Appellations gericht muß hinſichtlich derjenigen Thatſachen, welche 
in Gemaͤßheit des Art. 31. in dem Urtheile hervorzuheben und fuͤr erwieſen 
oder fuͤr nicht erwieſen zu erklaͤren ſind, ſeiner Entſcheidung die in dem erſten 
Urtheile enthaltene Feſtſtellung zum Grunde legen, inſofern nicht neue That⸗ 
ſachen oder neue Beweiſe, oder die gaͤnzliche oder theilweiſe Wiederholung der 
in erſter Inſtanz ſtattgefundenen Beweisaufnahme eine abweichende thatſaͤchliche 
Feſtſtellung begruͤnden. S 

Eine ſolche Wiederholung hat das Appellationsgericht nur dann anzu- 
ordnen, wenn ſich weſentliche und durch die bisherigen Verhandlungen nicht 
zu beſeitigende Bedenken gegen die in dem erſten Urtheile enthaltene Feſtſtellung 
der Thatſachen ergeben, oder wenn die Wiederholung mit Ruͤckſicht auf die 
vorgebrachten neuen Thatſachen oder Beweiſe nothwendig erſcheint. 
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Artikel 102. 


Findet das Appellationsgericht, daß das Urtheil erſter Inſtanz oder das 
demſelben vorhergegangene Verfahren an einer Nichtigkeit leidet, ſo hebt es 
das angegriffene Urtheil auf und erkennt zugleich anderweit in der Sache ſelbſt, 
nach Befinden auf Grund eines neuen Verfahrens. Es iſt jedoch befugt, aus 
wichtigen Grunden die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
in die erſte Inſtanz zuruͤck zu verweiſen. 

Wenn der erſte Richter ſich mit Unrecht fuͤr kompetent erachtet hat, 
ſo kann das Appellationsgericht niemals in der Sache ſelbſt erkennen. 

Hat der erſte Richter ſich mit Unrecht fuͤr inkompetent erklaͤrt, ſo 
kann eine Entſcheidung in der Sache ſelbſt nur dann ergehen, wenn die Be— 
weisaufnahme vollſtaͤndig vor dem Appellationsgerichte ftattgefunden hat. 


Artikel 103. 


Die Beſtimmungen des Art. 101. im zweiten und dritten Abſatze und 
des Art. 102. finden auch bei Ehrverletzungen und leichten Mißhandlungen 
Anwendung, welche im Wege des Civilprozeſſes verhandelt werden. 


Zu $$. 129. und 130. der Verordnung. 


Artikel 104. 

Das Gericht iſt ermächtigt, auf den Antrag des Appellaten die Friſt 
zur Gegenerklaͤrung auf die Appellationsſchrift den Umſtaͤnden nach angemeſſen 
zu verlaͤngern. 

Das Appellationsgericht kann aus beſonderen Gründen die Appellations— 
ſchrift, ſowie die Gegenſchrift auch noch nach Ablauf der Friſten zulaſſen. 


Artikel 105. 


Wenn die Appellation angemeldet, eine Appellationsſchrift aber nicht 
eingegangen iſt, ſo wird mit der Appellationsanmeldung nach H. 130. der Ver⸗ 
ordnung verfahren. 


Statt Hö. 138 — 143. der Verordnung. 


Artikel 106. 


Die Urtheile der Schwurgerichtshoͤfe und die in der Appellationsinſtanz 
ergangenen Urtheile konnen durch Nichtigkeitsbeſchwerde angefochten werden. 


Artikel 107. 
Die Nichtigkeits beſchwerde findet Statt: 
1) wegen Verletzung oder unrichtiger Anwendung eines Geſetzes oder eines 
Rechtsgrundſatzes; 
Jahrgang 1852. (Nr. 3544.) 32 2) we⸗ 


2) wegen 5 0 oder unrichtiger Anwendung weſentlicher Vorſchriften 
oder Grundſaͤtze des Verfahrens. 


Artikel 108. 


Eine Verletzung weſentlicher Vorſchriften des Verfahrens iſt ins beſon— 
dere vorhanden: 


1) wenn Vorſchriften verletzt ſind, deren Beobachtung bei Strafe der Nich— 
tigkeit vorgeſchrieben iſt; 

2) wenn die geſetzlichen Beſtimmungen uͤber die Kompetenz verletzt ſind; 

3) wenn an der Hauptverhandlung und Entſcheidung nicht die geſetzlich vor— 

eſchriebene Zahl von Richtern Theil genommen hat, oder wenn bei der 
auptverhandlung ein Gerichtsſchreiber nicht zugezogen iſt; 

4) wenn das Urtheil erlaſſen worden iſt, ohne daß vorher die Staatsan- 
waltſchaft mit ihrem Antrage gehoͤrt worden; 

5) wenn unzulaͤſſigerweiſe dem Angeklagten die Vertheidigung abgeſchnitten 
oder weſentlich beſchraͤnkt worden iſt, oder wenn ohne geſetzlichen Grund 
das Hauptverfahren in Abweſenheit des Angeklagten ſtattgefunden hat; 

6) wenn ein rechtzeitig angebrachtes, geſetzlich zulaͤſſiges Rechtsmittel als 
unſtatthaft zuruͤckgewieſen, oder wenn ein verſpaͤtetes oder ſonſt geſetzlich 
unſtatthaftes Rechtsmittel zugelaſſen worden iſt; 

7) wenn ohne das Vorhandenſein der geſetzlichen Vorausſetzungen die Mit— 
wirkung der Geſchworenen ausgeſchloſſen worden iſt. 


In anderen, als den vorſtehend bezeichneten Faͤllen unterliegt es der 
Beurtheilung des Ober-Tribunals, ob eine Vorschrift oder ein Grundſatz des 
Verfahrens, auf deren Verletzung die Nichtigkeitsbeſchwerde gegruͤndet iſt, als 
weſentlich zu betrachten ſei. 


Artikel 109. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde ſteht ſowohl der Staatsanwaltſchaft, als dem 
Angeklagten zu. Die Verletzung von Vorſchriften, welche lediglich im Intereſſe 
des Angeklagten gegeben ſind, kann jedoch von der Staatsanwaltſchaft nicht zu 
dem Zwecke geltend gemacht werden, um eine Vernichtung des Urtheils zum 
Nachtheil des Angeklagten herbeizufuͤhren. 

Wenn der Angeklagte von den Geſchworenen fuͤr nicht ſchuldig erklaͤrt 


worden iſt, ſo ſteht der Staatsanwaltſchaft die Nichtigkeitsbeſchwerde nicht L 


Dieſe Beſchraͤnkung bezieht ſich nicht auf die Falle, in welchen durch die Zu: 
ſammenſetzung des Schwurgerichts, oder durch die Stellung oder Nichtſtellung 
von Fragen an die Geſchworenen eine Nichtigkeit begründet wird. 


Artikel 110. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde iſt innerhalb einer praäflufivifchen Friſt von 
zehn Tagen bei dem Gerichte, welches das Urtheil erſter Inſtanz erlaffen hat, 
an⸗ 
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anzumelden. Dieſe Friſt beginnt mit dem Ablaufe des Tages, an welchem das 
angegriffene Urtheil verkuͤndet worden iſt. 


Die Anmeldung hat keine Wirkung, wenn nicht rechtzeitig eine Angabe 
der Beſchwerdepunkte erfolgt. Die Friſt hierzu iſt ebenfalls eine zehntaͤgige; 
ſie beginnt fuͤr die Staatsanwaltſchaft mit dem Ablaufe des Tages, an wel⸗ 
chem ihr das mit Gruͤnden abgefaßte Erkenntniß vorgelegt iſt, — fuͤr den An⸗ 
geklagten mit dem Ablaufe des Tages, an welchem ihm die ſofort nach der 
Anmeldung von Amtswegen zu ertheilende Ausfertigung des Urtheils behaͤn— 
digt worden iſt. 5 


Hat die Verkündung des Urtheils in Abweſenheit des Angeklagten ſtatt— 
gefunden, ſo laͤuft die zehntaͤgige Friſt, von dem in dem vorhergehenden Abſatze 
bezeichneten Zeitpunkte an, zugleich fuͤr die Anmeldung und fuͤr die Angabe der 
Beſchwerdepunkte. 


Die Anmeldung und die Angabe der Beſchwerdepunkte muß ſchriftlich 
geſchehen; der Angeklagte kann ſie auch zu Protokoll erklaͤren, zu deſſen Auf⸗ 
nahme die Mitwirkung eines Richters nicht erforderlich iſt. Erfolgt ſie Sei— 
tens des Angeklagten mittelft einer Schrift, fo muß dieſelbe von einem zum 
Richteramte befaͤhigten Rechtsverſtaͤndigen legaliſirt ſein. 


Artikel 111. 


Aus der Angabe der Beſchwerdepunkte muß hervorgehen, ob die Nich- 
tigkeitsbeſchwerde auf Verletzung oder unrichtige Anwendung eines Geſetzes oder 
eines Rechtsgrundſatzes, oder ob ſie auf Verletzung oder unrichtige Anwendung 
weſentlicher Vorſchriften oder Grundſaͤtze des Verfahrens gegruͤndet wird. 


Im erſteren Falle kann das Rechtsmittel nicht aus dem Grunde zuruͤck⸗ 
gewieſen werden, weil das Geſetz oder der Rechtsgrundſatz gar nicht oder un⸗ 
richtig bezeichnet worden iſt. 

Im letzteren Falle genuͤgt es, wenn diejenigen Thatſachen, welche der 
Beſchwerde zur Grundlage dienen, als ſolche hervorgehoben werden. 


Zu H. 145. der Verordnung. 


Artikel 112. 


Wenn bei Anmeldung der Nichtigkeitsbeſchwerde oder bei Angabe der 
Beſchwerdepunkte die in dem Artikel 110. vorgeſchriebenen Friſten oder For⸗ 
men nicht beobachtet ſind, ſo weiſet das Gericht erſter Inſtanz die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde durch Verfügung zuruͤck. Gegen dieſe Verfügung findet Beſchwerde 
an das Ober⸗Tribunal binnen einer zehntaͤgigen praͤkluſiviſchen Friſt Statt, welche 
mit dem Ablaufe des Tages beginnt, an dem die Verfügung dem Zuruͤckgewie⸗ 
ſenen bekannt gemacht worden iſt. 
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Artikel 113. 


Iſt die Zuruͤckweiſung der Nichtigkeitsbeſchwerde durch das Gericht erſter 
Inſtanz nicht erfolgt, obgleich bei Anmeldung des Rechtsmittels oder bei An⸗ 
gabe der Beſchwerdepunkte die in dem Artikel 110. vorgeſchriebenen Friſten 
oder Formen nicht beobachtet d'H, oder ift ruͤckſichtlich der Angabe der Beſchwer— 
depunkte der Beſtimmung des Artikels 111. nicht genuͤgt, fo kann, nach vor- 
gaͤngiger Erklaͤrung der Staatsanwaltſchaft bei dem Ober-Tribunale, die Beſchwerde 
von dem Gerichtshofe ohne muͤndliches Verfahren zuruͤckgewieſen werden. 


Artikel 114. 


In allen Faͤllen, wo eine muͤndliche Verhandlung ſtattfindet, hat die 
Staatsanwaltſchaft bei dem Ober-Tribunal ihren Antrag am Schluſſe der Ver— 
handlung zu ſtellen. f 


Statt $$. 148. und 149. der Verordnung. 


Artikel 115. 


E Iſt die Nichtigkeitsbeſchwerde begründet, fo vernichtet das Ober-Tribunal 
das angefochtene Urtheil. l 


Artikel 116. 


Liegt der Grund der Vernichtung nicht in Maͤngeln des Verfahrens, ſo 
erkennt der Gerichtshof in der Sache ſelbſt, oder verweiſet, wenn es noch auf 
thatfächliche Ermittelungen ankommt, die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung an das Gericht der betreffenden Inſtanz. 


Artikel 117. 


Wird das Urtheil wegen Maͤngel des Verfahrens vernichtet, ſo hat der 
Gerichtshof zugleich die gaͤnzliche oder theilweiſe Vernichtung des Verfahrens 
auszuſprechen und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
an das von ihm zu bezeichnende Gericht zu verweiſen. 


Artikel 118. 


Das Gericht, an welches die Sache verwieſen worden ift, muß ſich der 
Verhandlung und Entſcheidung unterziehen; es iſt auch gehalten, die Rechts⸗ 
grundſaͤtze, welche das Ober-Tribunal aufgeſtellt und der ausgeſprochenen Ver— 
nichtung zum Grunde gelegt hat, als maaßgebend anzuerkennen und der ferne- 
ren Verhandlung und Entſcheidung gleichfalls zum Grunde zu legen, bei Strafe 
der Nichtigkeit. 


Zu 
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Zu $. 157. der Verordnung. 


Artikel 119. 


Wenn neue Verdachtsgruͤnde hervortreten, ſo kann die Wiederverhaftung 
des freigelaſſenen Angeklagten jederzeit verfuͤgt werden. 


Statt SS. 161. bis 164. der Verordnung. 


Artikel 120. 


Die Unterſuchung und Entſcheidung erſter Inſtanz in Anſehung der Ueber— 
tretungen und der nach Artikel XX. des Einfuͤhrungsgeſetzes zum Strafgeſetz⸗ 
buch zur Kompetenz der Polizeirichter gewieſenen ſtrafbaren Handlungen erfolgt 
durch Einzelrichter Polizeirichter). Bei der Hauptverhandlung iſt ein Ge— 
richtsſchreiber zuzuziehen. 

Wegen Verwaltung der Geſchaͤfte der Staatsanwaltſchaft kommen die 
Beſtimmungen des F. 28. der Verordnung zur Anwendung. 


Artikel 121. 


Uebertretungen derſelben Art koͤnnen, auch wenn ſie verſchiedenen Perſo— 
nen zur Laſt gelegt werden, in einer einzigen Anklageſchrift zuſammengefaßt 
werden. 


Artikel 122. 


Wenn weder der Beſchuldigte vorgefuͤhrt wird, noch die Verhaftung deſ— 
ſelben erforderlich iſt, ſo kann der Polizeianwalt bei dem Polizeirichter den 
Antrag ſtellen, daß die verwirkte Strafe ohne vorgaͤngige Hauptverhandlung 
durch eine Strafverfuͤgung feſtgeſetzt werde. 

Dieſer Antrag muß die Angabe der Thatſachen, durch welche die Ueber— 
tretung begangen ſein ſoll, die dafuͤr vorhandenen Beweiſe, ſowie die Anfuͤh⸗ 
rung der anzuwendenden Strafvorſchrift enthalten, und auf eine beſtimmte, nach 
Art und Hoͤhe zu bezeichnende Strafe gerichtet ſein. 


Artikel 123. 


Der Polizeirichter hat, wenn nicht beſondere Bedenken entgegenſtehen, die 
von ihm fuͤr angemeſſen erachtete Strafe durch Verfuͤgung feſtzuſetzen. 

Iſt die feſtgeſetzte Strafe geringer oder von anderer Art als die bean— 
tragte, fo wird die Strafverfuͤgung zunachft dem Polizeianwalte mitgetheilt und 
erſt dann nach Artikel 124. dem Beſchuldigten zugeſtellt, wenn der Polizeian⸗ 
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walt nicht innerhalb dreier Tage nach der ihm gewordenen Mittheilung die 
Einleitung des muͤndlichen Verfahrens beantragt. 


Artikel 124. 


Die Strafverfuͤgung muß enthalten: 


1) die Beſchaffenheit der Uebertretung, ſowie die Zeit und den Ort derſelben; 

2) die dafuͤr angegebenen Beweiſe; 

3) die Feſtſetzung der Strafe und des Koſtenpunktes, unter Anfuͤhrung der 
Vorſchrift, auf welche dieſelbe ſich gruͤndet, und falls eine Geldbuße 
ausgeſprochen iſt, unter Bezeichnung der Kaſſe, an welche dieſelbe gezahlt 
werden ſoll; 

4) die Eroͤffnung, daß der Beſchuldigte, wenn er ſich durch die Strafver- 
fuͤgung beſchwert finden ſollte, innerhalb einer zehntaͤgigen Friſt, von dem 
Tage nach der Zuſtellung der Verfuͤgung an gerechnet, ſeinen Einſpruch 
dagegen bei dem Polizeirichter ſchriftlich oder zu Protokoll anzumelden, 
und zugleich die zu ſeiner Vertheidigung dienenden Beweismittel anzu⸗ 
zeigen habe; daß aber, falls in dieſer Friſt ein Einſpruch nicht eingehe, 
die . Rechtskraft erlangen und gegen ihn vollſtreckt wer: 
den wuͤrde. 


Die Verfuͤgung wird dem Beſchuldigten in beglaubigter Form zugeſtellt. 
Artikel 125. 


Wenn in der zehntaͤgigen Friſt ein Einſpruch nicht erhoben wird, fo er- 
langt die Strafverfuͤgung die Kraft eines vollſtreckbaren Urtheils, wogegen ein 
weiteres Rechtsmittel nicht ſtattfindet, jedoch vorbehaltlich der Beſtimmungen 
des Artikels 130. 

In dem entgegengeſetzten Falle wird das Hauptverfahren eingeleitet, ohne 
daß es der Einreichung einer Anklageſchrift bedarf, und ohne daß uͤber die Er⸗ 
öffnung der Unterſuchung Beſchluß gefaßt wird. ) | 


Artikel 126, 
Erſcheint der Beſchuldigte in dem zur Hauptverhandlung angeſetzten Ter: 


mine nicht, fo wird der Einſpruch durch Urtheil verworfen, ohne daß eine wei: 
tere Verhandlung ſtattfindet. 


Artikel 127. 


Wenn der Beſchuldigte in dem angeſetzten Termine perfönlich oder durch 
einen Vertreter erſcheint, ſo wird in Gemaͤßheit des Artikels 128. zur Haupt⸗ 
verhandlung Lane alt Der Polizeirichter iſt befugt, auch auf eine andere 
Strafe zu erkennen, als in der Strafverfuͤgung feſtgeſetzt war. 
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Artikel 128. 


Wird eine Strafverfuͤgung nicht erlaſſen, oder wird derſelben im Fall 
des letzten Abſatzes des Art. 123. keine Folge gegeben, ſo findet das in den 
HH. 29 — 35. und 37. der Verordnung vorgeſchriebene Verfahren Statt. 


Zu H. 169. und 170. der Verordnung. 


Artikel 129. 


Wenn die Staatsanwaltſchaft bei dem Appellationsgerichte zur Aufrecht⸗ 
haltung weſentlicher Grundſaͤtze des Rechts oder des Verfahrens, oder im In⸗ 
tereſſe der Einheit der Rechtſprechung die Aufhebung der Verfügung ($. 109. 
der Verordnung) oder die Vernichtung des Urtheils ($. 170. der Verordnung) 
für nothwendig erachtet, fo iſt fie, jedoch nur mit ausdruͤcklicher Ermächtigung 
des Juſtizminiſters, berechtigt, innerhalb ſechs Wochen nach der Bekannt⸗ 
machung der Verfuͤgung oder nach der Verkuͤndung des Urtheils die Be— 
ſchwerde oder Nichtigkeitsbeſchwerde zu erheben. 

Die Anzeige der Staatsanwaltſchaft, daß fie die Ermächtigung nachge- 
ſucht habe, hemmt die Vollſtreckung des Urtheils, bis die Ermächtigung verſagt, 
oder die Entſcheidung des Ober-Tribunals ergangen iſt. 

Wird die Vernichtung ausgeſprochen und ergeht in Folge derſelben eine 
dem Beſchuldigten nachtheiligere Entſcheidung, ſo iſt der Juſtizminiſter berechtigt, 
die n derſelben, inſoweit ſie dem Beſchuldigten nachtheiliger iſt, 
zu verfügen. 


Zu Abſchnitt VII. der Verordnung. 


Artikel 130. 


Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand „gegen den Ablauf praͤkluſi⸗ 
viſcher Friſten und gegen die Verſaͤumniß des zur Verhandlung in Uebertre— 
tungs ſachen nach Art. 126. anberaumten erſten Termins kann nur ertheilt 
werden, wenn Naturbegebenheiten oder andere unabwendbare Zufaͤlle die Ver⸗ 
ſaͤumung der Friſt oder des Termins herbeigefuͤhrt haben. 

Das Geſuch um Wiedereinſetzung muß binnen zehn Tagen nach dem 
Termine oder nach Ablauf der Friſt, — wenn aber das Hinderniß erſt ſpaͤter 
gehoben wird, von der Zeit der Wegraͤumung deſſelben an gerechnet, unter An— 
gabe und Beſcheinigung der Hinderungsgruͤnde, ſchriftlich oder zu Protokoll 
angebracht werden. 

Vor der Beſchlußnahme iſt die Staatsanwaltſchaft mit ihrem Antrage 
zu hoͤren. Eine Beſchwerde uͤber die Zuruͤckweiſung des Geſuchs ſteht = 
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Angeklagten innerhalb einer zehntaͤgigen Friſt zu, welche mit dem Ablaufe des 
Tages beginnt, an dem die Mittheilung des Beſchluſſes erfolgt iſt. Der Staats⸗ 
anwaltſchaft bleibt nur vorbehalten, die Unſtatthaftigkeit der Wiedereinſetzung 
bei der Hauptverhandlung geltend zu machen. 


Artikel 131. 


Wenn die naͤmliche Perſon durch verſchiedene Strafurtheile zu Strafen 
verurtheilt worden iſt, deren Hoͤhe zuſammen dasjenige Maaß uͤberſteigt, welches 
bei gleichzeitiger Aburtheilung haͤtte inne gehalten werden muͤſſen (Strafgeſetzbuch 
H. 57.), fo find die Strafen auf dieſes Maaß zuruͤckzufuͤhren. Freiheitsſtrafen 
geringerer Art ſind in einem ſolchen Falle in die der erkannten ſchwereren Art 
zu verwandeln. Eine ſolche Verwandlung muß auch dann eintreten, wenn ver⸗ 
ſchiedene gegen die naͤmliche Perſon ergangene Strafurtheile, welche Freiheits— 
ſtrafen von ſchwererer und von geringerer Art verhaͤngen, gleichzeitig zur Voll— 
ſtreckung zu bringen ſind. 

Die Herabſetzung und Verwandlung geſchieht durch das Gericht, bei 
welchem die Hauptverhandlung erſter Inſtanz in Anſehung derjenigen ſtrafbaren 
Handlung ſtattgefunden, welche die ſchwerſte Strafart, oder bei Strafen gleicher 
Art die ſchwerſte Strafe nach ſich gezogen hat, und falls hiernach mehrere 
Gerichte kompetent ſein wuͤrden, durch dasjenige derſelben, welches zuletzt er— 
kannt hat. 


Artikel 132. 


In jedem Urtheil, in welchem auf eine Geldbuße erkannt wird, iſt zu⸗ 
gleich auszuſprechen, welche Freiheitsſtrafe für den Fall, daß die Geldbuße 
nicht beigetrieben werden kann, an deren Stelle treten ſoll. Iſt dies gleichwohl 
nicht geſchehen und ergiebt ſich bei der Vollſtreckung, daß der Verurtheilte zur 
Entrichtung der Geldbuße unvermoͤgend iſt, ſo hat das Gericht, welchem die 
Strafvollſtreckung zuſteht, die Geldbuße in eine verhaͤltnißmaͤßige Freiheitsſtrafe 
zu verwandeln. 


Artikel 133. 


In den Faͤllen der Art. 131. und 132. beſchließt das Gericht, ohne 
muͤndliches Verfahren, nach Vernehmung des ſchriftlichen Antrages der Staats- 
anwaltſchaft. Die Beſchwerde gegen den Beſchluß findet nur innerhalb einer 
zehntaͤgigen praͤkluſtviſchen Friſt Statt, welche mit dem Ablaufe des Tages be— 
ginnt, an dem die Bekanntmachung des Beſchluſſes erfolgt iſt. 


Zu $. 180. der Verordnung. 
Artikel 134. 
Wenn der Angeklagte die Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte 


durch ungebuͤhrliches Betragen ſtoͤrt, und ungeachtet der Ermahnung und Ver— 
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warnung des Vorſitzenden nicht davon abſteht, ſo kann das Gericht, nach An— 
hoͤrung der Staatsanwaltſchaft, unbeſchadet der etwa ſonſt zu verhaͤngenden 
Strafe, durch einen Beſchluß anordnen, daß der Angeklagte entfernt, in das 
Unterſuchungsgefaͤngniß abgefuͤhrt, dort bis zur Beendigung der Verhandlung in 
Verwahrung gehalten und das Verfahren in ſeiner Abweſenheit fortgeſetzt werde. 


Dieſer Beſchluß kann jederzeit zuruͤckgenommen und dem Angeklagten die 
Anweſenheit bei der Verhandlung geſtattet werden. Ç 


Der Vertheidiger wird auch nach der Abführung des Angeklagten gehoͤrt, 
jedoch unbeſchadet der Beſtimmung des Art. 22. 


Wird das Urtheil in Abweſenheit des Angeklagten verkuͤndet, ſo iſt ihm 
daſſelbe durch den Gerichtsſchreiber zu Protokoll bekannt zu machen. 


Zu H. 181. der Verordnung. 
Artikel 135. 


Hinſichtlich der Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über die Er— 
hebung öffentlicher Abgaben und Gefälle, insbeſondere der Steuern, Zölle, Poſt— 
gefälle und Kommunikationsabgaben, kommen die in den Artikeln 136 — 146. 
enthaltenen Beſtimmungen zur Anwendung. 


Artikel 136. 


Inſoweit nach den bisherigen Geſetzen ein adminiſtratives Strafverfah⸗ 
ren zulaͤſſig iſt, behaͤlt es dabei ſein Bewenden. Jedoch ſoll in allen Faͤllen 
dem Angeſchuldigten das Recht zuſtehen, wahrend der Unterſuchung oder wäh- 
rend einer zehntaͤgigen praͤkluſiviſchen Friſt auf rechtliches Gehör anzutragen. 
Die Friſt K vi mit dem Ablaufe des Tages, an dem die Bekanntmachung 
des in erſter Verwaltungsinſtanz ergangenen Strafbeſcheides erfolgt iſt. Wenn 
der Angeſchuldigte von dieſer Befugniß Gebrauch macht, ſo wird in dem Falle, 
wo ein Strafbeſcheid erlaſſen iſt, das Hauptverfahren eingeleitet, ohne daß es 
der Einreichung einer agir NIR bedarf und ohne daß über die Eroͤffnung 
der Unterſuchung von dem Gerichte Beſchluß gefaßt wird. 


Bis zum Beginne der Hauptverhandlung kann der Angeſchuldigte, indem 
er ſich bei dem ergangenen Strafbeſcheide beruhigt, den Antrag auf rechtliches 
Gehör zuruͤcknehmen. Es fallen ihm jedoch alsdann auch die bis dahin er⸗ 
wachſenen Koſten der gerichtlichen Unterſuchung zur Laſt. 

Der Angeſchuldigte, welcher zu einer Strafe gerichtlich verurtheilt wird, 
hat auch die durch das Verfahren im Verwaltungswege entſtandenen Koſten zu 
tragen. x 
So lange noch kein Strafbeſcheid erlaſſen iſt, kann die Verwaltungsbe⸗ 
hoͤrde in allen Faͤllen, ſelbſt wenn es nur auf eine Ordnungsſtrafe ankommt, 

Jahrgang 4852, (Nr. 35440 33 ſi 


ſich der Entſcheidung enthalten und wegen Einleitung des gerichtlichen Verfah⸗ 
rens das Erforderliche veranlaffen. l 


Artikel 137. 


Wenn es darauf ankommt, die im Verwaltungswege feſtgeſetzte Geld⸗ 
buße wegen Unvermoͤgens des Verurtheilten in eine Gefaͤngnißſtrafe umzuwan⸗ 
deln, ſo ſind die Verhandlungen an die Staasanwaltſchaft abzugeben, welche 
die Sache mit ihrem Antrage auf Strafumwandlung dem kompetenten Gerichte 
vorlegt. Es iſt alsdann, ohne daß das Gericht die Entſcheidung der Verwal⸗ 
tungsbehoͤrde ſeiner Beurtheilung zu unterziehen hat, in Gemaͤßheit der Artikel 
132. und 133. zu verfahren. 


Artikel 138. 


Die zur Verwaltung der betreffenden Abgaben oder Gefaͤlle beſtellte 
Behoͤrde iſt, wenn die Staatsanwaltſchaft nicht einſchreitet, befugt, die gericht⸗ 
liche Anklage ſelbſtſtaͤndig zu erheben. 


Artikel. 139. 


Ueber die von der Behörde eingereichte Anklageſchrift wird nach Verneh⸗ 
mung des ſchriftlichen Antrages der Staatsanwaltſchaft Beſchluß gefaßt. 


Artikel 140. 


Wird die Unterſuchung eroͤffnet, ſo beſtellt die Behoͤrde einen Beamten 
ihres Reſſorts oder einen Rechtsanwalt als Vertreter. Der Vertreter iſt zur 
Hauptverhandlung vorzuladen, und hat in derſelben die Anklage vorzutragen. 
Der Vorſitzende kann dem Vertreter geſtatten, Fragen, welche derſelbe zur 
Aufklaͤrung der Sache fuͤr angemeſſen erachtet, unmittelbar an die Betheiligten 
zu richten. Nach beendigter Beweisaufnahme wird der Vertreter gehoͤrt, und 
zwar vor der Staatsanwaltſchaft, welche ebenfalls ihren Antrag zu ſtellen hat. 

Erſcheint der Vertreter nicht, ſo wird, falls nicht eine Vertagung erfolgt, 
die Anklageſchrift durch den Gerichtsſchreiber verleſen, und mit der Beweisauf⸗ 
nahme und Entſcheidung in der gewoͤhnlichen Form verfahren. 


Artikel 141. 


Beſchwerden und Rechtsmittel, welche der Staatsanwaltſchaft im Falle 
einer von ihr erhobenen Anklage zuſtehen, koͤnnen auch von der Behoͤrde einge⸗ 
legt werden. 

Artikel 142. 


Die Appellation und die Nichtigkeitsbeſchwerde finden ohne Ruͤckſicht auf 
die Höhe der Strafe Statt. . 
| E 
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Artifel 143, 


. Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde oder eines Rechtsmittels beginnt 
für die Behörde, welche die Anklage erhoben hat, mit dem Ablaufe des Tages, 
an dem ihr der Beſchluß oder das Erkenntniß inſinuirt iſt. 

Von demſelben Zeitpunkte an ſteht der Behörde im Falle der Appellation 
zur Einreichung der Appellationsſchrift, und im Falle der Nichtigkeitsbeſchwerde 
zur Angabe der Beſchwerdepunkte eine vierwoͤchentliche Friſt offen. Die Friſt 
zur Beantwortung der Appellationsſchrift und zur Gegenerklaͤrung auf die Nich— 
tigkeitsbeſchwerde iſt ebenfalls eine vierwoͤchentliche. Beide Friſten koͤnnen auf 
Antrag der Behörde angemeſſen verlängert werden. 


Artikel 144. 


Die Staatsanwaltſchaft iſt befugt, in jeder Lage der Sache, bis zu deren 
rechtskraͤftiger Entſcheidung, die Verfolgung zu uͤbernehmen. In dieſem Falle 
wird, inſofern nicht eine entgegengeſetzte Erklaͤrung der Behoͤrde erfolgt, ebenſo 
wie im Falle einer Anſchließung (Artikel 145.) verfahren. 


Artikel 145. 


Einer von der Staatsanwaltſchaft erhobenen Anklage kann die Behoͤrde 
I 2 jeder Lage der Sache, bis zu deren rechtskraͤftiger Entſcheidung, an⸗ 
ſchließen. 

Nachdem die Erklärung über die Anſchließung dem Gerichte mitgetheilt 
worden ift, ſtehen der Behörde die naͤmlichen Befugniſſe zu, als wenn die An— 
klage von ihr ſelbſt erhoben wäre. Der Vortrag in der Hauptverhandlung er: 
folgt durch die Staatsanwaltſchaft; jedoch iſt dem Vertreter der Behoͤrde zu 
Bemerkungen und Antraͤgen das Wort zu geſtatten. 


Artikel 146. 


Die durch die Vertretung der Behoͤrde entſtehenden Koſten fallen dem 
Angeklagten niemals zur Laſt. N 


Zu g. 183. der Verordnung. 


Artikel 147. 


An den Beſtimmungen über den Militairgerichtsftand und uͤber die ſon— 
ſtigen beſonderen Gerichtsſtaͤnde wird durch das gegenwärtige Geſetz nichts ge⸗ 
aͤndert. 

Fuͤr die Hohenzollernſchen Lande behaͤlt es bei den Beſtimmungen der 
H. 4—7. des Geſetzes vom 30. April 1851. (Geſetz Sammlung S. 188.) 
ſein Bewenden. k g E 

(Nr. 3544,) 33 * Die 
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Die $$. 77 — 95., 97. und 98., 577 —587. der Kriminal⸗Ordnung und 
die $$. 15., 25., 36., 58., 80., 81., 88., 89. 94., 97 — 117., 137 — 143, 
146., 148., 149., 161—164., 171177. der Verordnung vom 3. Januar 1849. 
werden aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam, den 3. Mai 1852. 


(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. v. Bo delſchwingh. v. Bonin. 


(Nr. 3545.) 


9 


* 


(Nr. 3545.) Geſetz über die vorläufige Straffeſtſetzung wegen Uebertretungen für diejenigen 
. Landestheile, in welchen die Verordnung vom 3. Januar 1849. über die 
Einfuͤhrung des muͤndlichen und oͤffentlichen Verfahrens in Unterſuchungs— 

ſachen Geſetzeskraft hat. Vom 14. Mai 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, fuͤr diejenigen Landestheile, in 
welchen die Verordnung vom 3. Januar 1849, über die Einführung des muͤnd⸗ 
lichen und öffentlichen Verfahrens in Unterſuchungsſachen Geſetzeskraft hat, 
was folgt: 


9. 1. 


Wer die Polizeiverwaltung in einem beſtimmten Bezirke auszuuͤben hat, 
iſt befugt, wegen der in dieſem Bezirke veruͤbten, ſein Reſſort betreffenden Ueber— 
tretungen die Strafe vorlaͤufig durch Verfuͤgung feſtzuſetzen. Wird Geldbuße 
feſtgeſetzt, ſo iſt zugleich die fuͤr den Fall des Unvermoͤgens des Verurtheilten 
in Gemaͤßheit $. 335. des Strafgeſetzbuchs an die Stelle der Geldbuße tretende 
Gefaͤngnißſtrafe zu beſtimmen. 

Die vorlaͤufig feſtzuſetzende Strafe darf fuͤnf Thaler Geldbuße oder drei— 
taͤgiges Gefaͤngniß nicht uͤberſchreiten. Erachtet der Polizeiverwalter eine hoͤhere 
Strafe fuͤr gerechtfertigt, ſo muß die Verfolgung dem Polizeianwalte uͤber— 
laſſen werden. N 


H. 2. 
In der H. 1. gedachten Verfügung muß angegeben fein: 


a) die Beſchaffenheit der Uebertretung, ſowie die Zeit und der Ort ihrer 
Veruͤbung; 

b) die Straffeſtſetzung unter Anfuͤhrung der Strafvorfchrift, auf welche die⸗ 
ſelbe ſich gruͤndet; 

c) die Bedeutung, daß der Angeſchuldigte, wenn er ſich durch die Straf— 
feſtſetzung beſchwert findet, innerhalb einer zehntaͤgigen Friſt, vom Tage 
der Inſinuation derſelben an, bei dem Polizeiverwalter, dem Polizeirichter 
oder dem Polizeianwalte ſchriftlich oder zu Protokoll auf gerichtliche 
Entſcheidung antragen koͤnne, daß aber, falls in dieſer Friſt ein ſolcher 
Antrag nicht erfolge, die Strafverfuͤgung gegen ihn vollſtreckbar wuͤrde; 

d) die Kaſſe, an kr 0 die Geldbuße gezahlt werden ſoll. 


H. 3. 

Dieſe Verfuͤgung iſt unter Beobachtung der fuͤr gerichtliche Inſinuationen 
vorgeſchriebenen Formen, wobei vereidete Verwaltungsbeamte den Glauben der 
Gerichtsboten haben, dem Angeſchuldigten zu inſinuiren. 

(Nr, 3548.) H. 4. 
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H. 4. 


s Fuͤr dieſes Verfahren find weder Stempel noch Gebuͤhren anzuſetzen; 
die baaren Auslagen aber fallen dem Angeſchuldigten in allen Fällen zur Laſt, 
in welchen endgültig eine Strafe gegen ihn feſtgeſetzt wird. 


§. 5. 


Gegen eine ſolche Strafverfuͤgung (F. 1.) findet die Beſchwerde bei der 
vorgeſetzten Behoͤrde nicht Statt; es ſteht aber dem Angeſchuldigten frei, inner⸗ 
halb zehn Tage, vom Tage der Inſinuation der Verfuͤgung an, bei dem Po⸗ 
lizeiverwalter, dem Polizeirichter oder dem Polizeianwalte auf gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung anzutragen. Iſt dieſer Antrag bei dem Polizeirichter oder bei dem 
Polizeianwalte gemacht worden, ſo haben dieſe hiervon den Polizeiverwalter, 
welcher die Strafverfuͤgung erlaſſen hat, zu benachrichtigen. Dem Antragenden 
muß eine Beſcheinigung uͤber die erfolgte Anmeldung koſtenfrei ertheilt werden. 


$. 6. 


Erfolgt ein ſolcher Antrag (F. 5.) innerhalb der zehntaͤgigen Friſt, fo tritt 
dadurch die Straffeſtſetzung außer Kraft. Die Sache wird alsdann dem Po⸗ 
lizeirichter vorgelegt, welcher, ohne daß es der Einreichung einer Anklageſchrift 
bedarf und ing vorgaͤngigen Beſchluß über die Eröffnung der Unterſuchung, 
einen Termin zur Verhandlung anſetzt. Die Erlaſſung eines Mandats findet 
nicht Statt. Im Uebrigen kommt das bei Uebertretungen vorgeſchriebene Ver⸗ 
fahren zur Anwendung. Der Richter iſt befugt, auch auf eine andere Strafe 
zu erkennen, als in der Strafverfuͤgung beſtimmt war. E 


H. 7. 


Wenn innerhalb der aa een Friſt kein Antrag auf gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung (F. 5.) erfolgt, ſo iſt die Strafe zu vollſtrecken. 


H. 8. 


Iſt die lichen des Polizeiverwalters vollſtreckbar geworden, ſo 
findet wegen der naͤmlichen Handlung eine fernere Anſchuldigung nicht Statt, 
es ſei denn, daß die Jud dag keine Uebertretung, ſondern ein Vergehen oder 
Verbrechen darſtellt, und daher der Polizeiverwalter ſeine Kompetenz uͤber— 
ſchritten hat. 


$. % 


Durch Erlaß der polizeilichen Strafverfuͤgung wird die Verjährung der 
Uebertretung unterbrochen (J. 339. des Strafgeſetzbuchs). Iſt der Polizei⸗ 
anwalt 
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anwalt eingeſchritten, bevor die vorläufige Strafverfuͤgung dem Angeſchuldigten 
inſinuirt worden, ſo iſt die letztere wirkungslos. 


$. 10, 


In Betreff der von Militairperſonen begangenen Uebertretungen behält 
es bei den Beſtimmungen der $$. 3. und 269. Theil II. des Strafgeſetzbuchs 
fuͤr das Heer das Bewenden. f 5 


$. 11. 


Inſoweit wegen Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über die 
5 öffentlicher Abgaben und Gefälle, insbeſondere der Steuern, Zölle, 
Poſtgefaͤlle und Kommunikations-Abgaben, ein adminiſtratives Strafverfahren 
vorgeſchrieben iſt, finden die Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Geſetzes auf der— 
gleichen Zuwiderhandlungen keine Anwendung. 


$. 12. 


Unſere Miniſter der Juſtiz und des Innern haben die zur Ausführung 
dieſes Geſetzes erforderlichen reglementariſchen Beſtimmungen zu erlaffen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bellevue, den 14. Mai 1852. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 
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